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nachdem der Fachkräftemangel in 
Deutschland so gravierend ist, haben 
Firmen schon lange damit begonnen im 
Ausland zu suchen, und mittlerweile ha-
ben manche ihren Sitz oder Teile davon 
deshalb ins Ausland verlegt.
Anstatt Arbeitszeit zu kürzen, müsste 
auch mal überlegt werden Arbeitszeit zu 
verlängern, jedenfalls flexibler zu gestal-
ten, ohne Vorgabe von Staat und Gewerk-
schaften. Mittlerweile haben sich einige 
Industriezweige und Gewerkschaften ge-
einigt und haben zu einem erträglichen 
Ergebnis für beide Seiten gefunden. In 
Zeiten der Vollbeschäftigung und derzei-
tigen Hochkonjunktur kann man leichter 
Kompromisse schaffen als in mageren 
Zeiten. Man kann nur hoffen, dass diese 
Zeiten sich nicht so schnell ändern.
Die fehlenden Lehrlinge kommen nicht 
von alleine. Um Nachwuchs zu generie-
ren sollte bereits in der Schule darauf 
vermehrt eingegangen werden. Die Leh-
re und das Handwerk müssen schmack-

haft gemacht werden, um die fehlenden 
Stellen mit qualifizierten Schulabgängern 
besetzen zu können. Es muss auf die 
interessanten Bildungs- und Aufstiegs-
möglichkeiten im Handel und Hand-
werk eingegangen werden. Dazu gehört 
auch der wieder anerkannte Meister-
brief. Denn ein deutscher Meisterbrief 
ist im In- und Ausland ein Privileg und 
genießt Ansehen, das man nicht einfach 
so abschafft. Damit wurde das deutsche 
Handwerk an Ruf und Bildung geschä-
digt, das hat auch zu dem horrenden 
Fachkräftemangel beigetragen. Hier sind 
Industrie- und Handwerkskammern auf-
gefordert, Maßnahmen in den allgemein-
bildenden Schulen zu ergreifen, wo z. B. 
der Meisterbrief und die einzelnen Beru-
fe vorgestellt werden sollten. 

Kritisch werden die befristeten Ar-
beitsverhältnisse gesehen.
In bestimmten Arbeitsstellen sind sie si-
cher problemlos ersetzbar und können 

mit einem entsprechend unbefristeten 
Arbeitsvertrag geregelt werden.
Dass die ausufernde Befristung der 
Arbeitsverträge so gekommen ist, muss 
z. T. dem Staat, den Gewerkschaften und
der allmächtigen Justiz angelastet wer-
den, die nicht unbedingt auf der Seite des 
Mittelstandes stehen.

Wir müssen immer wieder darauf auf-
merksam machen, dass die meisten Be-
schäftigen und Ausbildungsplätze in 
unserem Land im Mittelstand generiert 
werden. Der Mittelstand ist es auch, der 
seltener die Wirkungsstätte ins Ausland 
verlegt, bodenständig und loyal zu sei-
nem Land und seinen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern steht.     

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

Margarete Reiser, stv. Landesvorsitzend e

Vorwort

Fachkräftemangel im Mittelstand:
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Unternehmen sollten handeln und alle Möglich-
keiten ausschöpfen, die sich ihnen bieten. 
Der Nachholbedarf ist teilweise immens. 

Wer den Fachkräfte-
mangel nur beklagt, 
vertut seine Chancen.

Die Wirtschaft boomt und Aufträge sprudeln. Arbeitsprozesse 
werden zunehmend automatisiert und digitalisiert. Dennoch 
haben wir Personalprobleme, die sich nur bedingt mit den 
modernen Mitteln lösen lassen. Als Personaldienstleister für 
kaufmännische Fachkräfte, Ingenieure, Techniker und Füh-
rungskräfte kennen wir die Personalsorgen unserer Kunden.
Sie werden händeringend gesucht: die gut ausgebildeten Fach-
kräfte. Personalabteilungen stehen hier vor einer großen Her-
ausforderung. Die Fluktuation ist groß und wird durch den 
Wettbewerb unter den Unternehmen begünstigt. Die betrof-
fenen Unternehmer leiden darunter. Höhere Anforderungen 
der Mitarbeiter gehen einher mit größeren Anforderungen, 

Anne Schmieder, Geschäftsführerin  der Schmieder GmbH und langjähriges 
Mitglied im Landesvorstand der MIT

Schwerpunkt
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die an Mitarbeiter gestellt werden müssen, um den Heraus-
forderungen begegnen zu können. Den passenden Bewerber 
finden wir heute selten bei der Agentur für Arbeit und meist 
auch nicht über die Tageszeitung.
Was aber kann der Mittelstand tun, um Personalprobleme zu 
lösen?

Pflegen Sie Ihr Image.
Mit der richtigen Employer-Branding-Strategie werden Sie 
sich über Ihre Stärken als Arbeitgeber bewusst. Stellen Sie 
Ihre Attraktivität als Arbeitgeber heraus und kommunizieren 
Sie diese. Machen Sie beispielsweise hin und wieder in der 
Tageszeitung auf die Expansion Ihres Unternehmens aufmerk-
sam und pflegen Sie Ihre Karrierewebsite. Sie ist Ihre Visiten-
karte. Hier informieren sich Bewerber als Erstes. Zeigen Sie 
Sicherheit und Entwicklungsmöglichkeiten auf, denn gerade 
hier kann der Mittelstand punkten. Der gute Ruf ist nicht zu 
unterschätzen.

Halten Sie Ihre Bewerberansprache zielgruppenspezifisch.
Digitalisierung hin oder her. Der persönliche Kontakt ist und 
bleibt wichtig und wird von den Zielgruppen gesucht. Nehmen 
Sie an Karrieremessen teil. Gehen Sie in Schulen und Bildungs-
einrichtungen. Werben Sie in Fachzeitschriften, nutzen Sie 
zielgruppenspezifische Jobbörsen und die modernen digitalen 
Bewerberkanäle wie XING. 

Zeigen Sie sich flexibel.
Säen Sie, was Sie ernten möchten! Bieten Sie Ausbildungsmög-
lichkeiten, begleiten Sie Ihre Auszubildenden und versuchen 
Sie, die besten zu halten. D. h. lieber einen Auszubildenden 
mehr als zu wenig einstellen. Zeigen Sie bei der Stellenbeset-
zung Flexibilität und achten Sie auf das Wesentliche – nicht 
nur auf Zeugnisse. Erkennen Sie die Talente des Kandidaten 
und setzen Sie ihn entsprechend ein. 
Reagieren Sie schnell! Wer Bewerbungsprozesse und Ent-
scheidungen unnötig verzögert, riskiert, einen guten Kandida-
ten an den Wettbewerb zu verlieren. Nutzen Sie Probezeiten 
und bringen Sie den Mut auf sich unter Umständen wieder zu 
trennen.

Beziehen Sie Experten ein.
Konzentrieren Sie sich auf Ihre Strategie und Ihr Kernge-
schäft. Vertrauen Sie sich Experten an, die für Sie sowohl 
die Personalsuche als auch die Vorauswahl übernehmen. 

Und: schöpfen Sie alle Möglichkeiten aus, die sich Ihnen 
eröffnen. Im Fall einer unsicheren Auftragslage oder Be-
denken bei der Auswahl eines neuen Mitarbeiters kann es 
sinnvoll sein, im Vorfeld den Weg der Arbeitnehmerüber-
lassung zu wählen. 
Wichtig ist es, Talente zu erkennen, die richtigen Leute 
an die richtige Stelle zu bringen und sie zu fördern. Des-
halb lautet das Prinzip bei Schmieder: Gute Leute in gute 
Firmen.

Anne Schmieder, 

schmieder@schmiedergmbh.de, 

www.schmiedergmbh.de  

Schwerpunkt

Aluminium
Eloxieren



6

Aus der Sicht eines 
HR-Verantwortlichen

Fachkräfte-
mangel als 
Bremse des 
Wirtschafts-
wachstums

Baden-Württemberg ist seit 2011 auf 
dem ersten Platz des Fachkräftemangels. 
Zwischen heute und 2030 werden durch-
schnittlich 257.000 Fachleute pro Jahr 
fehlen und die Prognose ist steigend. Die 
Folge könnte eine starke Bremse für das 
Wirtschaftswachstum sein und somit ein 
Kernproblem der deutschen Wirtschaft 
darstellen. Als Alternative bleibt die Ver-
lagerung in Länder mit ausreichendem 
Fachkräfteangebot oder das Kürzertre-
ten am internationalen Markt, was keine 
Option ist. Das Problem ist nicht nur ein 
Mangel an jungen sondern auch die im-
mer älter werdenden Fachkräfte. Bereits 
seit dem letzten Jahr reichen die Zugän-
ge der erwerbsfähigen Menschen aus 
ausgebildetem Nachwuchs und Zuwan-
derung nicht mehr aus, um die Abgänge 
aus dem demografischen Rückgang aus-
zugleichen. Gerade kleinere Unterneh-
men müssen sich sehr intensiv um gute 
Bewerber kümmern, da ihnen sonst die 
Gefahr droht, dass größere Konzerne mit 

höherem Bekanntheitsgrad und gutem 
Image die wenigen Spezialisten, die es 
auf dem Arbeitsmarkt gibt, abfangen.

Was also sind die Lösungsansätze?
Der Arbeitsmarkt hat sich gedreht: An-
statt selbst zu suchen, wollen Bewerber 
heute gefunden werden. Individualisie-
rung des Bewerbungsprozesses, persön-
liche Ansprache und maßgeschneiderte 
attraktive Rahmenbedingungen werden 
erwartet. Die Bedeutsamkeit von Talent 
Scouting, Active Sourcing sowie Mit-
arbeiterempfehlungsprogrammen und 
„Crowd Recruiting“ steigt. Auch der 
Einsatz von gezielteren Bindungsmaß-
nahmen für ehemalige (Nachwuchs-)Mit-
arbeiter zahlt sich letztlich aus. 
Zielgruppen, wie Einwanderer, interna-
tionale Bewerber sowie ältere Fachkräfte 
und Mitarbeitende nach Elternzeit müs-

sen besser erreicht werden. Rahmenbe-
dingungen, wie interkulturelle Kompe-
tenz, Flexibilität in der Arbeitsgestaltung 
sowie die Bewusstseinsschärfung der be-
stehenden Belegschaft in Bezug auf Di-
versität werden selbstverständlich.
Rentennahen Jahrgängen sind attraktive 
Angebote für kürzere, flexible Arbeitszei-
ten sowie Veränderung von Tätigkeits-
profilen mit Vergabe von besonderer 
Verantwortung zu unterbreiten, damit 
sie den Unternehmen weiterhin zur Ver-
fügung zu stehen. Mitarbeiter mit höhe-
rer Entlohnung oder gar Zusatzprämien 
im Unternehmen zu halten ist letztlich 
am uneffektivsten. 
Wirtschaftlich erfolgreiche Unterneh-
men müssen die Potenziale aus ihrer Be-
legschaft erschließen und ausbauen. Eine 
Kultur des lebenslangen fachlichen und 
sozialen Lernens gehört ebenso etabliert, 

Ulrich Harm, Personaldirektor/Mitglied der Geschäftsleitung BLANCO GmbH + Co KG, Oberderdinge n

Schwerpunkt
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wie ein gezieltes Wissensmanagement, 
um dieses Know-how durch digitale Lö-
sungen dem Unternehmen strukturiert 
zu erhalten. Hilfreich sind die Einführung 
von Generationen-Mentoring-Program-
men, Soziales Lernen über Lernplattfor-
men und die Arbeit in autonomen Teams 
mit größerer Verantwortungsübernah-
me innerhalb der Teams (Stichwort: 
Holocracy).
Der Austausch muss nicht nur zwischen 
Alt und Jung sondern auch funktions- und 
hierarchieübergreifend mittels ausgereif-
ter Informations- und Kommunikations-
systeme stattfinden. Eine gute Methode 
hierfür ist es, Projektteams mit hoher 
Diversität so zu gestalten, dass alle von-
einander lernen und profitieren können. 
Maßgeschneiderte und insbesondere 
immaterielle Benefits werden immer 
attraktiver für Arbeitnehmer. Work-Li-
fe-Balance sowie das Bewusstsein für 
Gesundheit und Familie erlangen immer 
größere Bedeutung. Besonders wichtig 
sind einerseits die Wertschätzung durch 
den Arbeitgeber, die Möglichkeit, Ver-
antwortung zu übernehmen und Sinn in 
der eigenen Arbeit zu sehen sowie sich 
verwirklichen zu können. Auf der an-
deren Seite gehört dazu als Basis eine 
flexible, souveräne Arbeitsgestaltung 
durch die Arbeitnehmer in der jeweiligen 
Lebenslage.

Fazit:
Der Fachkräftemangel wird in den nächs-
ten Jahren an Brisanz weiter zunehmen 
und Unternehmen, die noch nicht begon-
nen haben, müssen sich nun schnellst-
möglich darum kümmern, dass sie nicht 
von den Konsequenzen des demografi-

schen Wandels überrollt werden. Mit di-
gitalen Lösungen, einer ausgezeichneten 
Arbeitgebermarke und positivem Unter-
nehmensimage sowie attraktiven Ange-
boten für Arbeitnehmer gilt es, sich als 
Mittelständler von der Konkurrenz abzu-
heben, um so die Chancen zu optimieren, 
rares qualifiziertes Personal für sich zu 
gewinnen. Das Recruiting heute verlangt 
ein Umdenken und ein an die sich wan-
delnde Situation angepasstes Verändern 
der Strategie. Außerdem gilt es, das Fach-
wissen im Unternehmen zu halten und 
weiterzugeben. Dies wird gewährleistet 

durch individuelle Personalentwicklung 
und gezielten Wissensaustausch auf allen 
Ebenen. Des Weiteren ist es zwingend 
notwendig, Nachwuchskräfte über alle 
möglichen Kanäle anzuwerben und schon 
frühzeitig an das Unternehmen zu binden 
und weiter zu fördern. Werden die unter-
schiedlichsten Maßnahmen perfekt aus-
balanciert, sind Unternehmen für die Zu-
kunft gut gerüstet.

Ulrich Harm, 

Ulrich.Harm@blanco.de, 

www.blanco.de  

 Frisch gekürt als einer der besten Arbeitgeber im Ländle: Die BLANCO GmbH + Co KG Oberderdingen

Schwerpunkt
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Bildung als qualitative Grundlage für die An-
forderungen des Arbeitsmarkts – ein Statement 
von Staatssekretär Volker Schebesta MdL

Qualität und Leistung 
– Weichen für junge
Menschen richtig
stellen!

Mehrere Studien der Bildungsforschung in den letzten Jahren 
stellen Baden-Württemberg kein gutes Zeugnis aus. So zeigen 
PISA und die Grundschulstudie IGLU klar: bei den Grundfähig-
keiten Lesen, Schreiben und Rechnen gibt es an baden-würt-
tembergischen Schulen Nachholbedarf. Diese Diagnose stellt 
die wesentliche Herausforderung für die aktuelle baden-würt-
tembergische Bildungspolitik dar. Daher ist es nachvollziehbar, 
wenn von Seiten der Wirtschaft und auch der Hochschulen eine 
Verbesserung der Ausbildungs- bzw. Studierreife der Absolven-
tinnen und Absolventen eingefordert wird.
Es geht uns im Ministerium für Kultus, Jugend und Sport bei 
dem, was wir in dieser Legislaturperiode auf den Weg bringen, 
darum, mit großer Konsequenz die Qualitätsentwicklung anzu-
gehen. Und wir setzen bei den genannten kulturellen Grund-
fähigkeiten Lesen, Schreiben und Rechnen an – über alle Bil-
dungsgänge hinweg. Wie sieht das konkret aus?
Wir beginnen damit bereits im vorschulischen Alter. Derzeit ver-
handeln wir mit den Kommunen und anderen Trägern intensiv 
einen Pakt für gute Bildung und Betreuung. Dabei geht es um 
die qualitätsorientierte Weiterentwicklung und den bedarfsge-
rechten Ausbau, z. B. auch der Ganztagsangebote.
In den einzelnen Schularten legen wir ebenfalls größeren Wert 
auf die Vermittlung der Grundfähigkeiten. Die Grundschulen 
haben speziell für die Fächer Deutsch und Mathematik mehr 
Ressourcen erhalten. Auch an den weiterführenden Schulen 

sind diese Kernfächer für uns wesentlich. Dabei legen wir gro-
ßen Wert auf die gezielte Stärkung der Rechtschreibung. Wir 
arbeiten an einem Rechtschreibrahmen für die Klassen 1 bis 10, 
in dem verbindliche Vorgaben für den Rechtschreibunterricht 
an den Schulen gemacht werden. 
Für die Mathematik gilt Ähnliches: Die Förderung von Fähigkei-
ten im MINT-Bereich ist ein zentrales Element in den Bildungs-
gängen. Verschiedene Konzepte zur gezielten Ermutigung und 
inhaltlichen Förderung von besonders begabten Schülerinnen 
und Schülern kommen hinzu. Denn es geht nicht nur um die 
„klassischen“ Hochbegabungen; dafür gibt es neben den Hoch-
begabtenzügen an Gymnasien das Landesgymnasium für Hoch-
begabte und – in Planung – ein MINT-Gymnasium. Sondern wir 
müssen auch mehr Wert auf besondere Begabungen beispiels-
weise handwerklicher Art legen. 
Um gute Übergänge geht es auch an den beruflichen Schu-
len und bei der beruflichen Orientierung. Neben der Leitper-

Volker Schebesta MdL

Schwerpunkt
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spektive „Berufliche Bildung“ in den neuen Bildungsplänen 
und dem neuen Fach „Wirtschaft/Berufs- und Studienorien-
tierung“ führen alle weiterführenden Schulen in Baden-Würt-
temberg seit diesem Schuljahr einmal jährlich einen Tag der 
beruflichen Orientierung durch. So kommen die Schülerinnen 
und Schüler frühzeitig mit dem großen Spektrum von An-
schlussmöglichkeiten nach einem schulischen Abschluss in 
Berührung. Dabei sind Kammern und Betriebe hochgeschätz-
te und vielfach bewährte Partner. Aufgrund der stark diffe-
renzierten Ausbildungswelt ist es wichtig, den Schülerinnen 
und Schülern frühzeitig Perspektiven für den weiteren Bil-
dungsweg aufzuzeigen. Für die Schulen unserer vielseitigen 
beruflichen Bildungswege gilt darüber hinaus: diese „stillen 
Profis“ müssen wir stärker in den Fokus der Aufmerksamkeit 
rücken. Deshalb war die berufliche Bildung auch zentrales 
Thema der baden-württembergischen Präsidentschaft der 
Kultusministerkonferenz im Jahr 2017!
Wir wollen die ohnehin hohe Durchlässigkeit des baden-würt-
tembergischen Schulsystems weiter stärken und an die Anfor-
derungen des betrieblichen Arbeitsmarkts und der Hochschu-
len noch besser anpassen. Durch die Leitperspektive „Berufliche 
Orientierung“ der Bildungspläne soll allen Schülerinnen und 
Schülern fächerübergreifend eine bessere Vorstellung davon 
vermittelt werden, wie ihr späterer Berufsweg aussehen könn-
te. Ergänzend bietet das Schulfach „Wirtschaft/Berufs- und Stu-
dienorientierung“ Einblicke in ökonomische und betriebliche 
Zusammenhänge. Um die Gymnasiasten noch besser für ein 
Studium vorzubereiten, haben wir die gymnasiale Oberstufe an 
den allgemein bildenden Gymnasien neu justiert und Deutsch, 
Mathematik, Fremdsprachen und Naturwissenschaften ge-
stärkt. Die Bildungspläne der Beruflichen Gymnasien werden 
derzeit überarbeitet.
Bildungspolitische Entscheidungen brauchen Zeit, bis sie wir-
ken. Unser Anliegen ist es, durch abgewogene und dauerhafte 
Weichenstellungen die Qualität wieder zu verbessern. Das dient 
dazu, den jungen Menschen einen optimalen Start ins weitere 
Leben zu ermöglichen.

Staatssekretär Volker Schebesta MdL,

 poststelle@km.kv.bwl.de,

www.km-bw.de  

Schwerpunkt
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Sonder-Spannzeuge. Die Qualität
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Neuwahlen im CDU Bezirksverband Südbaden 

MIT-gestalten statt Mittelmaß

Viele Probleme, die aktuell in verschie-
denen Parteigremien diskutiert wer-
den, erschließen sich für Mittelständ-
ler kaum oder überhaupt nicht. Wer in 
seinem eigenen Betrieb tagtäglich Ent-
scheidungen treffen und für deren Fol-
gen unmittelbar einstehen muss, sieht 
sich einer Regulierungswut gegenüber, 
die nicht nur unternehmerische Ent-
scheidungen erschwert, sondern oft 
geradezu verhindert. So verwundert es 
nicht weiter, dass auch in dem Ergeb-
nispapier der Sondierungsgespräche 
das Wort „Mittelstand“ erst gar nicht 
in Erscheinung tritt. Dementsprechend 
bleibt abzuwarten, ob es sich bei den 
auf Mittelstand und Bürokratieabbau 
bezogenen Passagen des Koalitionsver-
tragsentwurfs um Worthülsen handelt 
oder daraus tatsächliche mittelständi-
sche Politik entsteht.

„Es braucht wieder mehr Mittelstand, 
statt Mittelmaß im Mittelpunkt des 
politischen Denkens“, so jüngst der 
Landesvorsitzende der MIT-Baden 
Württemberg, Daniel Hackenjos. 

Betrachtet man den kompletten CDU 
Bezirksverband Südbaden nach seinen 
Neuwahlen, so lässt ein MIT-Anteil von 
insgesamt 27 Prozent zwar hoffen, aber 
die Durchdringung unternehmerischen 
Denkens in der täglichen politischen 
Arbeit wird sicherlich keine leichte Auf-
gabe werden. Zu tief sitzen bei vielen 
Mittelständlern die Enttäuschungen der 
letzten Jahre. Wer Verantwortung trägt, 
Steueraufkommen generiert, persönli-
che Haftung übernimmt, Arbeitsplätze 
zur Verfügung stellt, verdient mehr, als 
per se unter Generalverdacht gestellt zu 
werden. Doch es gilt der Blick nach vorne. 
Nachhaltiges Wirtschaften, verantwor-
tungsvoller Umgang mit dem Geld der 
Bürger und den natürlichen Ressourcen, 
eine Verwaltung, die dient und nicht ent-
mündigt, nur so viel Bürokratie wie nötig, 
sollten die Zielsetzungen sein. Die An-
liegen, Sorge und Nöte der mittelständi-
schen Wirtschaft und ihren Beschäftigten 
verdienen es nicht nur angehört, sondern 
auch umgesetzt zu werden. Politische 
Arbeit darf Wähler nicht entmündigen, 
sondern sollte sie in deren Eigenverant-

wortung begleiten und unterstützen. Wer 
selbst handelt, braucht niemanden, der 
ihm die Welt erklärt. 
Folgende MIT-Mitglieder sind im Bezirks-
vorstand der CDU Südbaden (alphabeti-
sche Reihenfolge): Ruth Baumann, Helga 
Gund, Dr. Madline Gund, Andreas Jung 
MdB, Volker Kauder MdB, Wolfgang Reu-
ther MdL, Felix Schreiner MdB, Dr. An-
dreas Schwab MdEP, und Justizminister 
Guido Wolf MdL.    

Ruth Baumann, 

r.baumann@baumann-co.de,

www.mit-bw.de  

 Ruth Baumann, Bezirksvorsitzende MIT Südbaden
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Anspruchsvolle Edelstahlrohre  
und Komponenten – 
aus Achern in alle Welt

Rohre für Abgasanlagen, Trinkwasserinstallation, 
Haushaltsgeräte oder Wasserentsalzungsanlagen – 
sie alle haben eines gemeinsam: Die fischer group  
aus Achern produziert sie weltweit. Vom gewalzten 
Blech bis zum komplex geformten Bauteil. In höchster 
Qualität und bester Verarbeitung. Einfach glänzend. 

fischer Edelstahlrohre GmbH
fischer Rohrtechnik GmbH
fischer Maschinentechnik GmbH
fischer eco solutions GmbH

Im Gewerbegebiet 7
77855 Achern-Fautenbach

Tel. +49 (0)7841-6803-0
Fax +49 (0)7841-22530

sales@fischer-group.com
www.fischer-group.com
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MIT Südbaden / MIT Waldshut

MIT-einander 
klappt es mit 
der schnellen 
Daten-Leitung

Vielerorts ist das berechtigte Klagen 
groß, wie unbeweglich und desinteres-
siert manche Verantwortliche und An-
bieter sind, wenn es um die überfällige 
Ertüchtigung bzw. Neueinrichtung eines 
Glasfasernetzes in ländlichen Regionen 
geht. Verbal wird die Breitbandanbin-
dung in „jedem Kuhstall“ gern in der Poli-
tik propagiert, doch in der Realität sieht 
es anders aus. 
Eine Kommune, die angesichts solcher 
Erfahrungen schon vor zehn Jahren 
(sh. Wifo Nr. 7/2017 S. 21) ihre eigenen 
Schlüsse daraus gezogen und gehandelt 
hat, ist die Gemeinde Hohentengen am 
Hochrhein. Zugegeben, die Vorgehens-
weise war nicht nur neu, sondern er-
forderte auch unternehmerisches Risi-
ko und Mut. Nachdem verschiedenste 
Hausaufgaben gemacht waren, ging man 
an die Umsetzung. Ohne ideelle wie pe-
kuniäre Förderung wurde das Projekt rea-
lisiert – dazu noch günstiger und schnel-
ler. Die Förderbeschlüsse lagen zwar vor, 
doch der Geldfluss ließ auf sich warten. 
Entscheidung der Kommunalverantwort-
lichen vor Ort: Verzicht darauf, alles aus 
eigener Kraft, eigenes Risiko und in eige-
ner Regie. So stemmte die Gemeinde 
Hohentengen mit Bürgermeister Mar-
tin Benz, dem Leiter des Eigenbetriebes 
Moderne Kommunikationstechnologie, 
Herrn Andreas Nauroth sowie mit Mit-
telständlern der Region das Unmögliche 
und wandelte die Verbalbekundungen 
der Politik in greifbaren Erfolg in der 
Praxis. In der Regio für die Regio und das 
heimische Handwerk war auch eingebun-
den. Erfolgreiche Wertschöpfung vor Ort 
nennt man so etwas.
Grund genug, dieses Erfolgsmodell im 
Wirtschaftsministerium vorzustellen. 
Neben Staatssekretärin Schütz und wei-

teren Vertretern verschiedener Referate, 
war der Landesfachverband Elektro- und 
Informationstechnik Baden-Württem-
berg durch den Hauptgeschäftsführer 
Andreas Bek, den Präsidenten Thomas 
Bürkle und Herrn Hausch vertreten. Die 
Idee, die unterschiedlichen Kompetenzen 
und Entscheidungsträger an einen Tisch 
zu bringen, stammte von dem MIT-Kreis-
vorsitzenden und stellvertretenden Be-
zirksvorsitzenden Rainer Eschbach und 
Ruth Baumann, die der MIT Südbaden 
vorsteht und zugleich die Präsidentin 
der Unternehmerfrauen im Handwerk 
Baden-Württemberg ist. „Ich freue mich, 
dass die handwerkliche Praxis zeigt, wie 
es funktionieren kann, wenn die politi-
sche Theorie sich in Worten zu erschöp-
fen droht“, so ihre Einschätzung. 
Das was die Herren Benz und Nauroth 
vorgestellt und vorgetragen haben, er-
staunte und überzeugte nicht nur die 

Staatssekretärin und ihre Referatsleiter, 
sondern auch die Herren vom Landes-
fachverband. Sie quittierten es mit An-
erkennung und einem sichtlichen Stolz. 
Dass man das Modell ‚Hohentengen‘ in 
ganz Baden-Württemberg umsetzen, 
dabei sehr sehr viel Geld einsparen und 
alles viel schnell realisieren könne, so die 
Feststellung von Martin Benz, verwun-
derte keinen der Teilnehmer, sondern sie 
waren davon überzeugt. 
Sicherlich auch ein – vielleicht kleiner – 
Beitrag, der verbreiteten Politikverdros-
senheit entgegenzuwirken. Das Resümee 
aller Teilnehmer: zur Nachahmung drin-
gend empfohlen und dass dies das erste, 
aber nicht letzte, Gespräch in diesem Zu-
sammenhang war.

Ruth Baumann, 

r.baumann@baumann-co.de,

www.mit-bw.de  

 Staatssekretärin Katrin Schütz empfing im Wirtschaftsministerium die Delegation der MIT Südbaden zur 
Erörterung des „Hohentengener Modells“

Aus den Kreisen & Bezirken
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Aus den Kreisen & Bezirken

Presserklärung der FU, JU und MIT Südbaden 

Dass die CDU und besonders Angela 
Merkel in diesen Koalitionsverhandlun-
gen sehr unter Druck und auch unter 
zumindest europaweiter Beobachtung 
steht, lässt manche Ungenauigkeit im 
Koalitionsvertrag etwas verständlich 
werden. Unverständlich wird, dass die 
CDU sich gegen Schluss der Verhandlun-
gen, wie erst jetzt langsam bekannt wird, 
das Finanzministerium unter Zwang von 
der SPD abjagen ließ, da die SPD noch 
im letzten Moment die Verhandlungen 
wieder scheitern lassen wollte. Der Ein-
druck, dass es nun hauptsächlich darum 
geht, die SPD und ihre Mitglieder zufrie-
denzustellen, verfestigt sich. Aber das ist 
gegen den Wählerwillen und den jetzigen 
Umfragewerten der SPD, die immer mehr 
an Zustimmung verliert. 
„Viele Formulierungen sind zu nebulös, 
ohne, dass sie nachvollziehbare Resul-
tate definieren. Dies könnte in weitere 
schmerzhafte Kompromisse münden, 

wenn es um die Umsetzung geht“, so Hel-
ga Gund, Vorsitzende der FU Südbaden, 
„wie das enden kann, kann man gerade in 
Baden Württemberg bei der Umsetzung 
des Koalitionsvertrags beobachten.“ 
„Politik, die zum Selbstzweck und Eigen-
versorgungswerk degeneriert ist, sich 
nicht als verlässlich und wahrhaft er-
weist (Soli) und glaubt, dem für unmün-

dig gehaltenen Wähler die Welt erklären 
und regulieren zu müssen, gefährdet 
die Errungenschaften der Demokratie“, 
so Ruth Baumann MIT Vorsitzende aus 
Südbaden.
„Der Inhalt des Koalitionsvertrages ist 
einfach enttäuschend. Sowohl was die 
Ressortverteilung angeht, vor allem aber 
was die politischen Projekte der Koali-
tion betrifft. Uns stehen unterm Strich 
vier Jahre Verwalten und Verteilen auf 
Kosten der jungen Generation bevor. 
Die Schmerzgrenze ist mit diesem Ko-
alitionsvertrag nicht nur erreicht, sie ist 
klar überschritten“, so Yannick Bury, Vor-
sitzender der JU. 
Viele CDU-Mitglieder sind enttäuscht. 
Regieren um jeden Preis? Die Quittung 
wird für die CDU bitter werden.

Ruth Baumann, MIT Südbaden

Helga Grund, FU Südbaden

Yannick Bury, JU Südbaden  

E-ANTRIEBE

Elektrische Antriebe

HEINZMANN - wir treiben Ihre Innovation voran
Seit Jahrzehnten beweist sich HEINZMANN als renommierter Hersteller von Elektromotoren bis 25 kW, die sich 

in vielfältigen Anwendungen und insbesondere in rauer Industrieumgebung bestens bewährt haben. 

Sie werden unter anderem in Industrieanwendungen (Robotik, mobile Arbeitsmaschinen, Lüfter, Pumpen, Agrartechnik)

oder in der elektrischen Energieerzeugung (BHKW) eingesetzt und leisten einen Beitrag zu umweltfreundlichen, 

zukunftsweisenden Mobilitätslösungen in Elektroleichtfahrzeugen, Elektrofahrzeugen, E-Motorrädern und Booten. 

Heinzmann GmbH & Co. KG  ■  Schönau im Schwarzwald  ■  info@heinzmann.de

www.heinzmann.com/e-motor
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MIT Alb-Donau-Ulm

Neujahrs-
empfang 
unter dem 
Motto „Echt 
schwäbisch“

Aufgrund der größeren Anzahl von An-
meldungen wurde die Veranstaltung in 
der Ulmer Blauflesch kurzfristig in den 
größeren Nebenraum verlegt. 
Bei der Begrüßung und dem Sekt-
empfang wurden vorab schon kleine 
„Smalltalks“ gehalten. Manfred Lehner 
begrüßte die Gäste mit einem kleinen 
Rückblick und ein paar Daten und gab 
die Vorschau auf 2018 ab. Besonders in-
teressant war die Mitgliedersteigerung in 
den letzten drei Jahren von über 50 Pro-
zent, absolute Spitze im Bezirksverband 
Württemberg-Hohenzollern.
Begrüßt wurden dabei auch der Be-
zirksvorsitzende Bastian Atzger und die 
Leiterin der MIT-Geschäftsstelle, Frau 
Müller-Eisenhardt.
Bezirksvorsitzender Bastian Atzger in-

formierte danach die Besucher über die 
MIT und deren Möglichkeiten, sich in die 
Politik MIT-einzubringen. Viele Dinge, 
die von der Basis in das Parlament getra-
gen wurden und auch in einigen Dingen 

zu Veränderungen in der Gesetzgebung 
führte. Viele Themen wurden angespro-
chen, wie Migration, Fachkräftemangel 
und Gesellschaftspolitik. 
Nach leckeren schwäbischen Spezialitä-
ten wurde ein Quiz mit zwölf urschwäbi-
schen Begriffen veranstaltet. 
Es wurden drei tolle Preise für die besten 
Rätsler wie Albleise mit Spätzle, Schwarz-
wurst mit Landbrot und Gurken, sowie 
ein Sixpack schwäbisches Bier verlost.
Die nachfolgende Fragerunde mit Bas-
tian Atzger wurde von Wolfgang Lentz 
aktiv moderiert mit erstaunlich vielen 
Fragen in Richtung erneuerbare Energien 
und Klimaschutz. 
Nach einer Verkostung von schwäbi-
schem Rauchfleisch aus eigener Her-
stellung durch das Mitglied des AK Land-
wirtschaft/Energie, Gerhard Wolf, gab es 
noch einen gemütlichen Ausklang. 
Alles in allem war es ein gelungener Abend, 
der für nächstes Jahr als Vorbild gilt.

Wolfgang Lentz, 

info@mit-alb-donau-ulm.de;

www.mit-alb-donau-ulm.de  

 Volles Haus beim Neujahrsempfang der MIT Alb-Donau/Ulm

(Von links) Stv. Kreisvorsitzender Manfred Lehner, Vorstandsmitglied Wolfgang Lentz, Bezirksvorsitzender 
Bastian Atzger

Aus den Kreisen & Bezirken
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MIT Baden-Baden/Rastatt

„Vertrauen ist 
die wichtigste 
Ressource“ 

„Politik trifft Mittelstand“ mit Erwin 
Teufel, ehemaliger Ministerpräsident 
von Baden-Württemberg

„Subsidiarität und Solidarität“, waren zen-
trale Schlagworte aus Erwin Teufels Vor-
trag bei der Mittelstandsvereinigung. Der 
Bezirksverband Nordbaden und der Kreis-
verband Baden-Baden/Rastatt hatten in die 
Geroldsauer Mühle nach Baden-Baden-Ge-
roldsau geladen. Über 170 Mitglieder und 
Freunde der MIT und der erfolgreichen 
Vortragsreihe „Politik trifft Mittelstand“ 
folgten der Einladung, darunter zahlreiche 
Kreisvorsitzende, Stadträte, die Oberbür-
germeisterin der Stadt Baden-Baden Mar-
gret Mergen und der Landrat des Landkrei-
ses Rastatt, Jürgen Bäuerle.
„14 gute Jahre für das Land Baden-Würt-
temberg verbindet man mit der CDU und 
Erwin Teufel als Ministerpräsident.“ Mit 
diesen Worten eröffnete die Kreisvorsit-
zende der MIT, Dr. Anemone Bippes, den 
Abend. „Heute wünschen wir uns eine 
stabile Regierung für Deutschland, die das 
Vertrauen der Bürger zurückgewinnt.“ Da-
neben begrüßte auch der Bezirksvorsitzen-
de der MIT Nordbaden, Rolf Buttkus, die 
Anwesenden in seiner Rede. Rolf Buttkus, 
Ehrenvorsitzender der MIT Baden-Baden/

Rastatt, unterstrich, dass die Mittelstands-
vereinigung mit 25.000 Mitgliedern der 
stärkste Wirtschaftsverband in Deutsch-
land sei. Rolf Buttkus gab einen Abriss der 
aktuell offenen Themen, die den Bürgern 
und dem Mittelstand insbesondere auf den 
Nägeln brennen. Die Politik solle nicht nur 
Geld umverteilen, sondern vor allem Inves-
titionen in die Zukunft, zum Beispiel in die 
digitale Infrastruktur, tätigen.
Danach bestimmte Erwin Teufel mit seinem 
Vortrag den Abend. Er appellierte an die 
Gesellschaft: „Alle tragen Verantwortung, 
insbesondere die, die in der Politik Verant-
wortung tragen. Flüchtlinge nehmen große 
Gefahren und Strapazen auf sich, weil sie 
im eigenen Land keine Zukunft sehen.“ Wir 
würden 70 Jahre Friede und Wohlstand in 
Deutschland nicht mehr richtig zu schät-
zen wissen, beklagte Erwin Teufel. Er lobte 
das einzigartige differenzierte Schulsystem 
und die duale Ausbildung in Deutschland, 
Basis für gesamtwirtschaftlichen Erfolg. 
Großunternehmen und Mittelstand in 
Baden-Württemberg profitierten vonein-
ander und seien wichtige Partner. Teufel 
beschrieb den Vertrauensverlust der Bürge-
rinnen und Bürger in die Politik. „Vertrauen 
ist die wichtigste Ressource des Menschen. 
Worte und Taten müssen in Einklang ste-

hen, in der Familie, im Betrieb, in der Ge-
sellschaft und natürlich auch in der Politik.“ 
Die soziale Marktwirtschaft sei Basis für 
breiten Wohlstand und ein Exportschlager 
in andere Länder der Europäischen Union. 
„Die Europäische Erfolgsgeschichte ist noch 
nicht zu Ende“, ist sich Erwin Teufel sicher. 
Subsidiarität und Solidarität seien Garanten 
für ein funktionierendes Gemeinwesen. Am 
Anfang stünde die Eigenverantwortung des 
Einzelnen, der Familie, der Gemeinde, des 
Landes und zum Schluss der Bund. Natio-
nalstaaten würden auch künftig gebraucht, 
im Kontext einer europäischen Union. „Was 
die Staaten nicht leisten können, das leistet 
Europa.“ Beispiele sind hier die Wirtschaft, 
die Außenpolitik und die Verteidigung. Der 
Zentralismus und die Umverteilung seien 
die Feinde des Föderalismus und der Eigen-
verantwortung in Staat und Gesellschaft. 
Erwin Teufel endete mit dem Appell an die 
Anwesenden, dass die Anwesenden, die 
Bürger und auch der Mittelstand gebraucht 
würden, um eine gute Zukunft zu gestalten. 
Erwin Teufel erntete „Standing Ovations“ 
der Zuhörer.

Rainer Gärtner, 

rainer.gaertner@unicredit.de, 

www.mittelstand-bad-ra.de  

(Von links) Tilo Müller, Dirk Walter, Magret Mergen, Klaus Kober, Dr. Anemone Bippes, Ministerpräsident 
a. D. Erwin Teufel, Oliver Zander, Rolf Buttkus, Inga Sarnow, Brigitte Schäuble, Jürgen Bäuerle und Jan Klaus

Aus den Kreisen & Bezirken

C
op

yr
ig

ht
 K

la
us

 S
ch

ul
te

s



15Ausgabe 2-2018

S t r a b e r g e r 
Werkzeugbau GmbH 

Otto-Hahn-Straße 8
73230 Kirchheim/Teck

Te l . :  07021 54220
Fax:  07021 82337 
www.straberger.de
info@straberger.de

 

Individuelle Lösungen vom 
Werkzeugbau - Spezialisten

Als hoch spezialisierter Hersteller von Spritzgießwerk-
zeugen für Einlegeteile erarbeiten wir individuelle 
Fertigungskonzepte auf höchstem Qualitätsniveau.

Weltweit produzieren Steckerhersteller und Kabel-
konfektionsbetriebe mit von uns hergestellten 
Werkzeugen.

 

MIT Hohenlohe

Wirtschaftsstandort Deutschland
MIT Veranstaltung bei Fa. LTI Berlichingen 
am 25.01.2018

Als hochkarätige Gastrednerin hatte der 
MIT Kreisverband Hohenlohe die Ge-
schäftsführerin der Trumpf Maschinenfa-
brik Frau Dr. Nicola Leibinger-Kammüller 
zur Fa. LTI als Gastgeber nach Berlichin-
gen geladen. Im Anschluss an die einfüh-
renden Worte des MIT-Kreisvorsitzen-
den Uwe Siller und der Grußworte des 
CDU-Kreisvorsitzenden Arnulf von Eyb 
MdL nahmen die zahlreich erschienenen 
Mittelständer an einer Firmenpräsen-
tation der LTI-Gruppe, präsentiert vom 
Sohn des Firmengründers Frank Isaak, 
teil. Der gemeinsame Betriebsrundgang 
gab den Besuchern ein beeindruckendes 
Bild der Leistungsfähigkeit des Unter-
nehmens und seiner Mitarbeiter von den 
Azubis, den gewerblichen und kaufmänni-
schen Mitarbeitern bis zur Firmenleitung 
wieder. Die Trumpf Geschäftsführerin 
dürfte sich bei der Vielzahl der bei LTI 
eingesetzten Trumpf Produktionsmaschi-

nen und -anlagen fast heimisch gefühlt 
haben. Frau Dr. Leibinger-Kammüller hob 
in ihrem Vortrag unter anderem die Nach-

teile bestehender Exportbeschränkungen 
für ein global agierendes Unternehmen 
hervor und sprach mit ihrem Verweis auf 
weiter steigende Sozialkosten auf Arbeit-
geberseite anhand der politischen Son-
dierungsgespräche den Anwesenden aus 
dem Herzen. Neben den Dauerthemen 
Bürokratieabbau, Verbesserungen der In-
frastruktur und Verkehrskollaps auf der 
A6 wurde auch das Thema Regierungsbil-
dung und das von der Wirtschaft absolut 
unerwünschte „weiter so“ angesprochen. 
Der Drang nach Erneuerung sei in lang-
jährigen Regierungskonstellationen völlig 
unterentwickelt, so Leibinger-Kammüller. 
Neben vielen guten Gesprächen kam auch 
das leibliche Wohl nicht zu kurz, für das 
sich Uwe Siller bei den Herren Isaak und 
Kaiser im Namen aller Gäste bedankte. 

Günther J. Schmöller, 

neuenstein@rts-gmbh.de, 

www.rts-gmbh.de  

(Von links) Klaus Isaak, Arnulf Freiherr von Eyb MdL, Dr. Nicola Leibinger-Kammüller, Frank Isaak, 
Meinhard Freiherr von Eyb, Uwe Siller, Günther Schmöller, Andrea Heim

Aus den Kreisen & Bezirken
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MIT Mannheim

Betriebsrentenstärkungsgesetz – 
Herausforderung für den Mittelstand

2018 traten zahlreiche neue gesetzliche 
Vorschriften in Kraft, die die mittelstän-
dischen Unternehmen zusätzlich be-
lasten und Risiken mit sich bringen – so 
z. B. das Betriebsrentenstärkungsgesetz
(BRSG). Dieses Gesetz stellt die massivs-
te Veränderung im Betriebsrentenrecht
der letzten 50 Jahre dar.
Die MIT Mannheim und MIT Bergstraße
beschäftigten sich in einer gemeinsamen
Veranstaltung mit den neuen Herausfor-
derungen und vor allem auch mit den haf-
tungsrechtlichen Risiken und deren Mini-
mierung. Künftig wird vom Arbeitgeber
nicht nur ein obligatorischer Zuschuss
in Höhe von 15 Prozent des Arbeitneh-
mer-Sparbeitrages zur betrieblichen Al-
tersversorgung verlangt, sondern bürdet
diesen auch noch umfangreiche Informa-
tionspflichten und – damit verbunden
– die Haftung auf. Gerade diese Infor-
mationspflichten dürfte die Möglichkeit
der meisten mittelständischen Betriebe
übersteigen und führt dazu, dass Mit-
telständler ihre Mitarbeiter wohl von
externen Fachberatern kostenpflichtig

informieren lassen müssen, um das Ri-
siko einer Haftung auszuschließen oder 
zumindest zu reduzieren.

Gleichzeitig wurde als sechste Variante 
einer betrieblichen Altersversorge das 
Sozialpartnermodell eingeführt. Vorteil-
haft dürfte bei diesem Modell sein, dass 
künftig keine Rente mehr in einer be-
stimmten Höhe garantiert wird, sondern 
lediglich Zielrenten vereinbart werden, 
was quasi zu einer Abschaffung der Ga-
rantiehaftung führt.
„Ob allerdings das Gesetz den erwünsch-
ten Erfolg erzielt, nämlich die Steigerung 
des Anteils von Betriebsrenten von bis-
her 30 Prozent auf ein höheres Niveau 
und damit die Eindämmung der Altersar-
mut insbesondere von Geringverdienern 
erreicht wird, bleibt abzuwarten“, so der 
Mannheimer MIT-Kreisvorsitzende Alex-
ander Fleck kritisch.

Alexander Fleck, 

alexander-fleck@t-online.de, 

www.mit-mannheim.de  

 (Von rechts) Werner Hartmann, Alexander Fleck mit den Referenten
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MIT Neckar-Odenwald-Kreis 

Jahresempfang der Mittelstands- und Wirt-
schaftsvereinigung der CDU Neckar-Odenwald

Zum Jahresempfang der Mittelstands- 
und Wirtschaftsvereinigung der CDU 
Neckar-Odenwald trafen sich zahlrei-
che Mitglieder und Freunde in der Ge-
nuss-Lounge in Mosbach. Geschäfts-
inhaber Geistmann hielt für einen 
genussvollen und gemütlichen Abend 
wieder zahlreiche hochwertige Spiritu-
osen und Tabakwaren bereit. Als Ehren-
gast konnte die Kreisvorsitzende Aria-
ne Spitzer den Minister für ländlichen 
Raum und Verbraucherschutz Peter 
Hauk begrüßen.
In seinem Bericht von der Grünen Wo-
che in Berlin hob Hauk hervor, dass die 
Menschen in Deutschland zunehmend 
von regional produzierten Lebensmit-
teln überzeugt seien. Inzwischen über-
steige die Nachfrage das Angebot. Die 
Landesregierung wolle die heimischen 
Erzeuger und Verarbeiter dabei unter-
stützen, den wachsenden Markt best-
möglich zu bedienen. „Wir möchten, 
dass die Verbraucher beim Einkauf ge-
zielt zu Produkten aus dem Land grei-
fen, weil sie damit mehr kaufen als einen 
Apfel oder ein Stück Fleisch“, so der 
Minister.
Diese Politik trage auch zum Klima-
schutz bei. Wir müssten endlich be-
greifen, dass Klimaschutz nur global 
erfolgreich sein könne. Brachflächen in 
Deutschland führten zwangsläufig zur 
Erweiterung von landwirtschaftlich ge-
nutzten Flächen im Ausland. „Wenn wir 
dann Produkte importieren, sei dies für 
den Klimaschutz eher kontraproduktiv“, 
erläuterte Peter Hauk.
Mit Mosbacher Pflastersteinen, einer 
regional erzeugten Süßigkeit, bedankte 
sich Ariane Spitzer bei Minister Hauk.

Dr. Alexander Ganter, 

Ganter.MOS@gmx.de,

www.mit-neckar-odenwald.de  

(Von links) Ariane  Spitzer, Minister Peter Hauk MdL, Petra Ulmer, Dr. Thomas Ulmer, Dr. Mark Fraschka, 
Albrecht Spitzer

Aus den Kreisen & Bezirken
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MIT Kreisverband Rottweil

Forderungen 
des Mittelstandes an die 
Groko-Verhandler zum Thema 
„sozialer Wohnungsbau“

Der bürgerliche Mittelstand verlangt von 
CDU-, CSU- und SPD-Politikern nicht nur 
den sozialen Wohnungsbau in den Fokus 
zu stellen, sondern mit gleichem Willen 
Voraussetzungen für junge Familien mit 
Kindern zu schaffen für den Erwerb von 
Eigentum. Hierzu hat die Politik viele 
Möglichkeiten: zum Beispiel Bürgschaf-
ten für Kredite im Wohnungsbau oder 
Steuererleichterungen wie das Aussetzen 
der Grund- und Erwerbsteuer. Alle drei 
Parteien wollen die Vertreter der gesell-
schaftlichen Mitte sein, doch Flucht und 
Soziales überschatten die Belange des 
Bürgertums. Der Kreisvorsitzende der 
Mittelstands- und Wirtschaftsvereini-
gung im Kreis Rottweil Klaus-Dieter Thiel 
merkt an, dass in einer Sozialen Markt-
wirtschaft Eigentum zum menschlichen 
Leben gehört. Menschen gehen mit 

ihrem Eigentum in der Regel sorgfältiger 
um, als mit Sachen, die allen oder vielen 
gehören. Eigentum ist ein Bestandteil des 
christlichen Lebens.
Der Schutz des Eigentums vor staatlicher 
Willkür und die Bedrohung durch Dritte 
sind der Ausgangspunkt unserer Rechts-
staatlichkeit, repräsentativer Demokra-
tie, Menschenrecht und Marktwirtschaft.
Eigentum schafft Freiheit, sofern es die 
Handlungssphären der Menschen unter-
einander abgrenzt. Eigentumsrechte 
setzen Grenzen für den Staat, der sie zu 
schützen hat und nicht willkürlich in das 
Eigentum eingreifen kann.
Martin Luther sagte: „Wer nichts hat, 
kann auch nichts geben.“ Eigentum be-
fördert also die Verhaltensweisen wie 
Sparsamkeit und Verzicht auf schnellen 
Konsum, Voraussicht und Vorsicht beim 

Handeln, sowie Umsicht und Sorgfalt im 
Umgang mit dem Eigenen. Eine breite 
Streuung des Eigentums erleichtert die 
Bildung zu solchen Verhaltensweisen. 
Kurzum: Eigentum fordert Verantwor-
tung und gibt Freiheit. Das bürgerliche 
Lager, so Thiel, fordert die Groko-Ver-
handler auf, auch in diesem Punkt sich 
der Wirklichkeit zu stellen, um somit ein 
Stück Vertrauen in Politik und Politiker 
zurückzugewinnen. Bei dem monatelan-
gen Regierungsbildungsgewurstel will 
der Mittelstand endlich wissen wohin die 
Reise geht, Richtung Austerlitz oder Wa-
terloo, denn wir brauchen eine Politik der 
Zuverlässigkeit, um auch in Zukunft die 
Leistungsträger in unserer Gesellschaft 
zu sein.

Klaus-Dieter Thiel, 

kd.thiel@hotmail.de, 

www.mit-bw.de  

Klaus Dieter Thiel, Vorsitzender MIT Rottweil

Aus den Kreisen & Bezirken

    WORKPLACE UP TO DATE

Giessnaustr. 8 | 78199 Bräunlingen | Tel. (0)771 / 9201-0 | www.bedrunka-hirth.de | info@bedrunka-hirth.de

» DAMIT SIE SICH AM
ARBEITSPLATZ WOHL FÜHLEN «
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Die MIT-Baden-Württemberg zeigt sich 
entsetzt aufgrund der Ergebnisse der Ko-
alitionsverhandlungen. Wer gerne wissen 
wollte, was die Alternative zu Christian 
Lindners Einstellung: „Lieber gar nicht 
regieren, als schlecht zu regieren“ ist, der 
hat jetzt die Antwort bekommen: „Regie-
ren um jeden Preis.“ 
Es ist nur schwer nachzuvollziehen, war-
um eine Partei mit ca. 20 % Wahlergeb-
nis 40 % der Ministerposten erhält und 
darunter auch noch die Schwergewichte 
Außen-, Finanz- und Justizministerium. 
Die Besetzung des Finanzministeriums 
mit einem SPD-Mann lässt Übles für die 
Abarbeitung der Schuldenkrise in Euro-
pa gerade im Zusammenspiel mit Frank-
reich erahnen. Aber auch die Besetzung 
der CDU/CSU-Ministerien gleicht einem 
Versorgungsnetzwerk sondergleichen, 
für Minister, die entweder dem Klüngel 
Merkel angehören und/oder deren Zei-
ten schon lange abgelaufen sind.
Absolut nicht nachzuvollziehen ist, dass 
das Rückgrat der deutschen Wirtschaft 
und der Garant unseres Wohlstands, 
auch über internationale Krisen hinweg, 
der deutsche Mittelstand, in den Koali-
tionsverhandlungen mal wieder nahezu 
gänzlich auf der Strecke geblieben ist. 
Weiterhin wird lieber in guter sozialde-
mokratischer Tradition mehr dafür getan 
zu verteilen, als dafür zu sorgen, dass es 
in Zukunft noch etwas zu verteilen gibt.
Lange genug hat die CDU die Wahlnie-
derlage vom 24. September ignoriert. 
Lange genug wurden die Fehler der Par-

teivorsitzenden Merkel und ihres Füh-
rungsstabes die zu dieser Niederlage ge-
führt haben – und dabei handelt es sich 
mitnichten nur um die Flüchtlingsdebat-
te – nicht aufgearbeitet. Lange genug hat 
die Basis zum Wohle der Partei die Füße 
stillgehalten. Lange genug hat der Mit-
telstand in Baden-Württemberg für Ber-
lin die Zeche gezahlt. Damit muss nun 
Schluss sein. Die MIT-Baden-Württem-
berg fordert den schnellen Kurswechsel 
der Parteipolitik der CDU einhergehend 
mit dem sofortigen Einstieg in den Per-
sonalwechsel in Berlin mit klaren Zeit-
fenstern. Der reine Machterhaltungswil-
le der Kanzlerin und ihrer Führungsriege 
genügt nicht unseren Ansprüchen an die 
Führung unseres Landes.
Die MIT Baden Württemberg appelliert 
an all die Tausenden Mitglieder der CDU, 
die sich jetzt überlegen der Partei den 
Rücken zu kehren: Bleiben Sie der Partei 
treu, halten Sie die Partei! Denn nicht die 
Basis ist das Problem und gehört ausge-
tauscht, sondern die Führung.

Daniel Hackenjos

Landesvorsitzender MIT Baden-Württemberg  

Daniel Hackenjos, 
Landesvorsitzender MIT-Ba den-Württemberg

MIT Baden-Württemberg 

Entspannen Sie im Destination Spa 

Villa Stéphanie, schlendern Sie durch 

den angrenzenden Park oder genießen 

Sie einfach erlesene Gaumenfreuden 

in unserem mit zwei Michelin-Sternen 

ausgezeichneten Park-Restaurant. 

Wer stilvolle Entspannung in einer 

eleganten Umgebung sucht, ist hier 

genau am richtigen Ort.

Brenners Park-Hotel & Spa 
Schillerstraße 4/6 · D-76530 Baden-Baden 
Telefon 07221-900-0 · Fax 07221-3 87 72 

information.brenners@oetkercollection.com 
www.brenners.com

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de
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Immer auf Achse

Rolf Dischinger wird 75 Jahre

Es gibt nicht viele Persönlichkeiten, die die Mittelstands- und 
Wirtschaftsvereinigung (MIT) über Jahrzehnte hinweg so stark 
geprägt und getragen haben wie Rolf Dischinger. 
Sei es auf Kreis-, Bezirks-, Landes- oder Bundesebene, der Spe-
diteur brachte sich als profunder Kenner der Materie wortreich 
und praxisbezogen in den unterschiedlichsten Gremien ein. Im-
mer hart in der Sache, Unternehmer mit Herzblut, sah er sich als 
Sprachrohr der Sorgen und Nöte mittelständischer Betriebe. Eine 
Gewichtung zwischen dem Geschäftsmann und dem MIT-tel-

ständler Rolf Dischinger zu treffen, fällt schwer, denn das ehren-
amtliche Engagement speiste sich immer aus den Erfahrungen des 
eigenen Unternehmerdaseins und den Berichten der MIT-Streiter. 
Die Zugmaschine war hierbei aber immer er. Der Pioniergeist 
und das unternehmerische Herzblut waren ihm, so hat man den 
Eindruck, in die Wiege gelegt. Was 1879 als Transportunterneh-
men für Bedarfsgüter und Produkte der Landwirtschaft begann, 
ist durch Rolf Dischinger zu einer renommierten Spedition mit 
unterschiedlichen Standorten gewachsen. Die Entscheidung, sich 
nach dem Fall der Grenzen im Osten der Republik (Waldheim und 
Mylan) anzusiedeln, war nicht nur mutig, sondern auch innovativ. 
Das Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg honorierte die-
sen Schritt 1999 mit dem Innovationspreis. Viele weitere unter-
nehmerische Erfolge und mittelständische Impulse ließen sich 
aufzählen, doch wer den Jubilaren kennt, weiß, dass er bereits auf 
dem Weg zu neuen Vorhaben unterwegs ist. Rolf Dischinger ex-
pandiert weiter und, obwohl er nur auf kurzer Visite im Badischen 
ist, ließ er es sich nicht nehmen, mit Familie und Freunden seinen 
Ehrentag zu feiern. 
Der Landesvorsitzende der MIT Baden-Württemberg, Daniel 
Hackenjos, wie auch die südbadische Bezirksvorsitzende Ruth 
Baumann, überbrachten dem Unternehmer mit Herzblut, dem 
Mittelständler mit Courage und Überzeugungskraft, die herz-
lichsten Glückwünsche und äußerten ihre Hoffnung, dass der 
Herzschlag Baden-Württembergs auch künftig überall hörbar 
sein wird …  

Ruth Baumann, 

r.baumann@baumann-co.de, www.mit-bw.de

MIT Baden-Württemberg 

Die MIT-Torte für den Jubilar

 Landesvorsitzender Daniel Hackenjos überbringt dem Jubilar die Glück- und 
Segenswünsche der MIT Baden-Württemberg

MIT Bund

Gasversorgung

Wasserversorgung

Fern- und Nahwärme

Grabenlose Rohrverlegung

Industrie- und Sanitäre Anlagen

Wir verbinden nicht nur Rohrleitungen, sondern auch: 

Wir bieten sichere Arbeits- und Ausbildungsplätze. Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung!

Holderäckerstraße 1 

7 0 4 9 9  S t u t t g a r t 

Tel. 0711 878748-60 

Fax 0711 878748-90 

kontakt@weitbrecht-rohrleitungsbau.de

www.weitbrecht-rohrleitungsbau.de

Wir schaffen Verbindungen!
Versorgung von A[nschluß] – Z[uleitung]

Unsere Leistungen:

Tradition mit Zukunft

Qualität mit Innovation

Handwerkliches Know-how mit Hightech

„In der Region - für die Region“ ist eines unserer 

Leitmotive für unsere Aktivitäten in Baden-Württemberg.

MIT Baden-Württemberg
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Karawane Reisen GmbH & Co. KG 
Schorndorfer Str. 149 · 71638 Ludwigsburg
Tel +49 (0) 7141 2848-0 www.karawane.de

Weltweit. Persönlich. Reisen.
Erlebnisse vom Spezialisten. 

Afrika · Asien · Neuseeland & Südsee · Australien
Nord-, Mittel- und Südamerika · Indischer Ozean

Unvergessliche Momente auf Reisen mit Karawane. 
Individuell oder in kleinen Gruppen. Persönliche Reiseberatung 
durch Spezialisten. 11 Kataloge mit einem weltweiten Reise-
angebot für Individualreisen, Gruppenreisen, Kreuzfahrten 
und Sondergruppen. Kataloge und Angebot anfordern unter:

www.karawane.de

Dr. Carsten Linnemann MdB

„Ressortaufteilung 
geht ins Mark der CDU“

Zum Ergebnis der Koalitionsverhandlungen von Union und SPD 
erklärt der Bundesvorsitzende der Mittelstands- und Wirt-
schaftsvereinigung der CDU/CSU, Carsten Linnemann:
„Der vorliegende Koalitionsvertrag hätte besser sein können, 
aber auch schlechter. Trotz der schwierigen Voraussetzungen 
wurden einige gute Akzente gesetzt, vor allem in den wichtigen 
Bereichen Innere Sicherheit und Integration.
Eines jedoch wiegt schwer und geht mitten ins Mark der CDU: 
die Ressortaufteilung. Die Verteilung der Ministerien lässt jede 
Ausgewogenheit vermissen. Sie widerspricht allen Regeln, die 
es bislang unter Koalitionären gab: nämlich eine ausbalancierte, 
gerechte Verteilung der wichtigsten Ministerien. Wer aber die 
Hoheit über Auswärtiges, Finanzen sowie Arbeit und Soziales 
in die Hand des deutlich kleineren Koalitionspartners legt, gibt 
seinen Gestaltungsanspruch in entscheidenden Bereichen ab.
Der 24. September 2017 hat eine Umwälzung unseres Parteien-
systems mit sich gebracht. Für unsere Partei könnte sich der 
7. Februar 2018 als Zäsur herausstellen, als Anfang vom Ende
der Volkspartei CDU. Denn spätestens seit der neuen Ressort-
verteilung läuft nun die CDU Gefahr, massiv an Bedeutung zu
verlieren und ihre Überzeugungen in für die Zukunft Deutsch-
lands zentralen Bereichen wie der Europa- und Haushaltspolitik 
aufzugeben. Die CDU war in diesen Themen immer Garant für
Solidität. Das ist jetzt infrage gestellt.
Umso mehr müssen wir uns als Fraktion wieder selbstbewusst
und unabhängig vom Regierungshandeln präsentieren. Wir
müssen wieder mehr Bundestagsfraktion werden und weniger
Regierungsfraktion. Wir müssen die Gesetze, die vom Kabi-
nettstisch in den Bundestag kommen, genau prüfen und, wenn
nötig, den Mut aufbringen, Regierungshandeln infrage zu stel-
len. Dann kann in der Fraktion auch wieder der Funke entfacht
werden, der unsere Partei revitalisiert und zu ihren Markenker-
nen zurückführt.“

Dr. Carsten Linnemann MdB, 

www.mit-bund.de, 

info@mit-bund.de  

 MIT-Bundesvorsitzender Dr. Carsten Linnemann MdB

Ingenieurdienstleistungen & Consulting

Planung und Beratung für Ihre Projekte in den 
Bereichen:

MIT Baden-Württemberg
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ANALYSE KOALITIONSVERTRAG: 
RISIKEN UND CHANCEN 
FÜR DEN MITTELSTAND 

Vorbemerkung: Schlimmeres verhindert 

Die SPD ist mit Forderungen in die Koalitionsverhandlungen gegangen, die eine deutliche 
Belastung für die Sozialsysteme sowie für Wirtschaft allgemein und insbesondere den 
Mittelstand bedeutet hätten. Die SPD konnte keine dieser Forderungen ganz oder auch 
nur überwiegend durchsetzen.  

Verhindert wurden von der Union: 

„Vereinigte Staaten von Europa“ bis 2025 mit deutlich mehr Finanztransfers aus 
Deutschland in die EU, 
Gesundheits-Einheitskasse („Bürgerversicherung“),  
Steuererhöhungen für Mittelstand und obere Einkommensbezieher, 
Solidarrente mit Rentenaufschlägen für langjährig Versicherte, 
Vollständige Abschaffung der sachgrundlosen Befristung von Arbeitsverträgen. 

Risiken des Koalitionsvertrags für den Mittelstand 

Dennoch enthält der Koalitionsvertrag Risiken und konkrete Belastungen, die sich auf den 
Mittelstand unmittelbar oder mittelbar negativ auswirken (können).  

Am kritischsten sind folgende Punkte: 

Keine klare, schriftlich fixierte Absage an eine Transfer-Union in Europa. Die 
Verankerung eines Europäischen Währungsfonds (EWF) im Unionsrecht anstelle einer 
intergouvernementalen Lösung birgt das Risiko, dass die Mittelverwendung nicht mehr 
von den nationalen Regierungen bzw. Parlamenten begrenzt und gesteuert werden 
kann. Auch die pauschal angekündigten höheren deutschen Beiträge zum EU-Haushalt, 
bedeuten ein finanzielles Risiko. In Kombination mit der von der SPD öffentlich 
geäußerten Interpretation des Koalitionsvertrags und der Vergabe des Bundesfinanz-
ministeriums an die SPD in Kombination mit dem Auswärtigen Amt (Europapolitik), ist 
damit ein erhebliches Risiko für die deutschen Steuerzahler verbunden. 
Veränderung der Rentenformel mit Festschreibung der Rentenniveaus auf 48 Prozent 
bis 2025 ohne Finanzierungsvorschlag, Einführung einer beitragsfinanzierten 

MIT Bund

MIT Bund
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Mütterrente II und keinerlei Aussagen, wie das Altersvorsorgesystem demografiefest 
gestaltet werden kann. 
Keine Abflachung des Mittelstandsbauchs im Steuertarif oder einer Verschiebung des 
Spitzensteuersatzes, Abschaffung des Solidaritätszuschlags nur für den unteren Teil 
der Einkommensteuerzahler, aber keinerlei Aussagen, bis wann der Solidaritätszu-
schlag für die restlichen (insbesondere für Mittelständler) abgeschafft werden soll. 
Deutliche Einschränkungen im Arbeitsrecht für Arbeitgeber und nahezu keine Flexi-
bilisierung bei den Arbeitszeiten. 
Kaum marktwirtschaftliche Reformansätze bei der Energiewende, keine Begrenzungs-
ziele für die EEG-Umlage und Erhöhung des Ausbauziels der Erneuerbaren bis 2030 von 
50 auf 65 Prozent (bezogen auf Strom), ohne dies mit konkreten Grundlast-, bzw. 
Speicher- oder Netzsynchronisierungsauflagen zu verbinden. 

Konkrete Verbesserungen und Chancen für den Mittelstand 

Trotz der Risiken und Belastungen, die der Koalitionsvertrag für den Mittelstand enthält, 
konnten in fast allen Arbeitsgruppen und Themenbereichen von den Unionsvertretern 
auch konkrete Verbesserungen für den Mittelstand durchgesetzt werden oder zumindest 
Ziele und Vereinbarungen festgeschrieben werden, die Chancen für den Mittelstand 
enthalten. In der hier aufgeführten Übersicht haben wir uns weitgehend auf die konkre-
ten Vereinbarungen beschränkt und allgemeine Absichtserklärungen und im Regelfall 
auch reine Prüf- und Evaluationsaufträge weggelassen. Die grün markierten Punkte sind 
aus unserer Sicht besonders bedeutsam. 

I. Ein neuer Aufbruch für Europa
ZZeile  VVerbesserungeen/Chancen  ffür den Mittelstand  
175f Missbräuchliche Zuwanderung in soziale Sicherungssysteme unterbinden 
180ff Gerechte Besteuerung großer Konzerne (Google, Amazon etc.) / Verhindern, dass internationale 

Konzerne verschiedene Staaten in steuerlichen Dingen nicht gegeneinander ausspielen 
194ff
+ 
221ff 

Klare Absage an Protektionismus/Isolationismus/Nationalismus 
Offene und faire Handelspolitik 

IV. Offensive für Bildung, Forschung und Digitalisierung
ZZeile  VVerbesserungeen/Chancen  ffür den Mittelstand  
1141ff Investitionen in öffentliche Schulen für mehr Ganztagsschul- und Betreuungsangebote, 

Digitalisierung und berufliche Schulen, Rechtsanspruch für Ganztagsbetreuung an Grundschulen 
bis 2025: 2 Mrd. €), Digitalausstattung: 3,5 Mrd. € in dieser, weitere 1,5 Mrd. € in der nächsten 
Legislaturperiode 

1259ff Gebührenfreiheit für Meisterprüfung 

1631ff Flächendeckender Ausbau mit Gigabit-Glasfaser-Netzen bis 2025 (mit Rechtsanspruch ab 2025), 
Vorrang für unterversorgte, ländliche Regionen: Glasfaser bis zum Haus in jeder Gemeinde. 
Schulen, Gewerbegebiete u. a. bereits in dieser Legislatur direkt ans Glasfasernetz anbinden: 10-12 
Mrd. €. (aus UMTS- und 5G-Lizenzvergaben – bis 2021) 

MIT Bund
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Klare Absage an weitere Förderung von Telekom-Kupfernetzen. 
1677ff Lückenlose 5G-Versorgung auch im ländlichen Raum durch Änderung der Vergabebedingungen. 
1705ff Kostenloses WLAN in allen öffentlichen Einrichtungen des Bundes sowie in den DB-Zügen und –

Stationen. 
1849ff Im ersten Jahr der Unternehmensgründung soll die Bürokratiebelastung auf ein Mindestmaß 

reduziert werden. 
1860ff Zuschüsse für Existenzgründer, die Eltern sind, für haushaltsnahe Dienstleistungen 
1926f Statistikpflichten sollen reduziert werden 
2005ff Digitales Portal für Bürger und Unternehmen, damit die wichtigsten Verwaltungsdienstleistungen 

online gehen: 500 Mio. € 

V. Gute Arbeit, breite Entlastung und soziale Teilhabe sichern
ZZeile  VVerbesserungeen/Chancen  ffür den Mittelstand  
2246ff Lohnkostenzuschüsse bei Beschäftigung von Langzeitarbeitslosen: 4 Mrd. Euro 
2289f Finanzielle Anreize für (insbes. digitale) Weiterbildung stärken 
2435ff Abschaffung SoLi für ca. die unteren 90 % der Einkommensteuerzahler ab 2021: 10 Mrd. € 

Entlastung 
2441 Absage an Steuererhöhungen 

2441ff Zusage der dauerhaften Verhinderung der kalten Progression durch regelmäßige Anpassung des 
Einkommensteuertarifs an die Inflationsrate 

2447ff Geringere Sozialbeiträge bei Midi-Jobs 
2451f Absenkung des Beitragssatzes zur Arbeitslosenversicherung um 0,3 % 

VI. Erfolgreiche Wirtschaft für den Wohlstand von morgen
ZZeile  VVerbesserungeen/Chancen  ffür den Mittelstand  
2538ff Sozialabgaben für Arbeitnehmer und Arbeitgeber werden unterhalb von 40 Prozent stabilisiert 
2680ff Steuerliche Forschungsförderung, insbesondere für KMU, die bei den Personal- und 

Auftragskosten für Forschung und Entwicklung ansetzt.  
2809ff Exportfinanzierung bei kleinen Kreditsummen (small tickets) unbürokratischer und passgenauer 

gestalten 
2840ff Investitionsprogramm „Digitalisierung des Mittelstands“ zur Förderung digitaler Technologien 
2849f Befreiung von der Umsatzsteuervoranmeldung für neu gegründete Unternehmen in den ersten 

beiden Jahren 
2851f Vereinfachung von Antrags-, Genehmigungs- und Besteuerungsverfahren für Gründer (Ziel: One-

Stop-Shop) 
2871f+ 
2878ff 

Reduzierung von Statistikpflichten (Vorschläge bis 2019 durch Bund-Länder-Arbeitsgruppe) 

2873ff Vereinheitlichung von Grenz- und Schwellenwerten in verschiedenen Rechtsbereichen 
2884ff Erhöhung Schwellenwert KMU auf 500 Mitarbeiter auf EU-Ebene, damit mehr Unternehmen von 

europäischen Berichtspflichten entlastet werden 
2891ff Zentrales einheitliches Digitalportal für Bürger und Unternehmen und Digitalisierung der 100 

wichtigsten Verwaltungsdienstleistungen mit Schwerpunkt Steuern und Abgaben, Bilanzierung 
und Buchführung, Personal, Ausschreibungen und öffentliche Aufträge, Unternehmensübergang 
und Bauen und Immobilien  

2969ff Fachkräftezuwanderungsgesetz, um leichter qualifizierte internationale Fachkräfte zu gewinnen 
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2985ff Prüfen, ob Meisterbrief in Berufen ohne Meisterpflicht eingeführt werden kann 
2986ff+ 
2994ff 

Öffentliche Finanzierung der Meisterprüfung, bzw. Erstattung der Prüfungsgebühr 
(Meisterbonus) (s.o. Z. 1259) 

3150ff Verpflichtung für Online-Handelsplattformen für Umsatzsteuerbetrug ausländischer Anbieter 
einzustehen 

3286ff Energie: Novellierung und Vereinfachung des Netzausbaubeschleunigungsgesetzes 
3301ff Netzentgeltreform, um Kosten verursachergerecht und unter Berücksichtigung der 

Netzdienlichkeit zu verteilen 
3337ff Weiterentwicklung und Modernisierung der KWK; KWK-Anlagen und Fernwärmeinfrastruktur 

ausbauen und effizienter machen 
3420ff Planungs- und Baubeschleunigungsgesetz für bessere und schnellere Verfahren in den Bereichen 

Verkehr, Infrastruktur, Energie und Wohnen – bei überragend wichtigen Großprojekten 
Verkürzung Rechtschutz auf 1 Instanz 

3441ff Einsatz der digitalen Planungsmethode BIM bei allen neu zu planenden 
Verkehrsinfrastrukturprojekten 

3497ff Erhöhte Kaufprämie für Taxen und kleine Nutzfahrzeuge als E-Fahrzeuge 
3519ff Reduzierte Pauschalversteuerung von 0,5 % bei Elektro- und Hybrid-Dienstfahrzeugen 
3537ff Sonder-Afa für gewerblich genutzte E-Fahrzeuge von 50 % im Jahr 

VII. Soziale Sicherheit gerecht und verlässlich gestalten
ZZeile  VVerbesserungeen/Chancen  ffür den Mittelstand  
4292ff Dialogprozess mit Versicherungswirtschaft, um Standard-Riesterprodukt zu entwickeln 
4296ff Säulenübergreifende Renteninformation unter Aufsicht des Bundes 
4304ff Gründerfreundliche Altersvorsorgepflicht für alle Selbstständigen (Gesetzliche 

Rentenversicherung oder – als Opt.-Out – andere insolvenzsichere Vorsorgearten) 
4311f+ 
4782ff 

Mindestkrankenversicherungsbeiträge für kleine Selbständige werden reduziert von 2.283,75 € 
auf 1.150 € 

VIII. Zuwanderung steuern – Integration fördern und unterstützen
ZZeile  VVerbesserungeen/  ffür den Mittelstand  
4912ff Neues Regelwerk zur Zuwanderung in den Arbeitsmarkt, das bestehende Regelungen 

zusammenfasst, transparenter macht und – wo nötig – effizienter gestaltet, unter 
Berücksichtigung des Bedarfs der Volkswirtschaft, der Qualifikation, des Alters, der Sprache sowie 
des Nachweises eines konkreten Arbeitsplatzes und der Sicherung des Lebensunterhalts. 

4980ff Für Geduldete werden die Zugangsvoraussetzungen zu ausbildungs- und 
berufsvorbereitenden Leistungen mit dem rechtlichen Arbeitsmarktzugang harmonisiert. 
Jene, deren Ausreise nicht kurzfristig zu erwarten ist, sollen Angebote für Spracherwerb und 
Beschäftigung bekommen. (Anm. MIT: Gefahr von Pull-Faktoren) 

4990ff Für langjährig Geduldete (Jugendliche 4 Jahren, Erwachsene 8 Jahre) Verbesserungen und 
Vereinfachungen bei der Ausbildung und Arbeitsmarktintegration erarbeiten 

4996ff Für Geduldete mit Ausbildungsvertrag soll die 3+2-Regelung bundesweit einheitlich 
angewendet werden 
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IX. Lebenswerte Städte, attraktive Regionen und bezahlbares

Wohnen
ZZeile  VVerbesserungeen/Chancen  ffür den Mittelstand  
5158ff Sonderabschreibung von 5 %/Jahr über 4 Jahre für Wohnungsneubau im bezahlbaren 

Preissegment 
5269ff Optionales, vereinfachtes Mieterhöhungsverfahren bei kleinere Modernisierungen bis 10.000 € 
5365ff Bauordnungsrecht wird entbürokratisiert und vereinfacht; keine weiteren Verschärfungen der 

EnEV 
5376ff Förderung Gebäudeeffizienz: Förderung der energetischen Gebäudesanierung wird fortgeführt, 

CO2-Gebäudesanierungsprogramm wird fortgesetzt (auch für , Brennwertkessel), Einführung 
steuerliche Gebäudesanierung 

XI. Verantwortungsvoller Umgang mit unseren Ressourcen
ZZeile  VVerbesserungeen/Chancen  ffür den Mittelstand  
6481 EU-Recht setzen wir 1:1 um. 
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BrüggemannChemical
L. Brüggemann
Kommanditgesellschaft
Salzstraße 131 · D-74076 Heilbronn

Tel. 07131 1575-0

info@brueggemann.com

BrüggemannChemical U.S., Inc.
15 Reese Avenue, Suite 200

Newtown Square, PA 19073, USA 

BrüggemannChemical Asia, Ltd.
8/F Cambridge House

Taikoo Place, 979 King‘s Road

Island East, Hong Kong 

BrüggemannAlcohol Heilbronn GmbH
Salzstraße 131 · D-74076 Heilbronn

Tel. 07131 1575-803

alcohol.heilbronn@brueggemann.com

www.brueggemann.com

MITTELSTAND – LOKAL UND GLOBAL
Ob in Papier, Autoreifen, Textilien, Kosmetik oder Kunststoff en – Produkte der 

Brüggemann-Gruppe sind bei der Herstellung einer großen Bandbreite von 

Alltagsgegenständen und Gebrauchsartikeln im Einsatz. 

Industriechemikalien, Kunststoff additive und Alkohole bilden die drei Standbeine, auf denen 

der Erfolg der L. Brüggemann KG fußt. Kunden in aller Welt vertrauen auf die Zuverlässigkeit, 

typisch mittelständische Flexibilität und innovativen Produktlösungen des Unternehmens, das mit 

rund 170 Mitarbeitern am Stammsitz Heilbronn nicht nur produziert, sondern auch Forschung 

und Entwicklung betreibt. Internationale Ausrichtung - unterstrichen durch Niederlassungen 

in den USA und Hongkong -  und kompromissloses Qualitäts- und Umweltmanagement sind 

selbstverständlicher Bestandteil der Firmenkultur.
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„Deutsche Steuerzahler und Sparer dürfen nicht für die Fehler anderer europäischer Länder haften.“

Parteitag beschließt MIT-Antrag: CDU lehnt 
Vergemeinschaftung von Schulden klar ab 

Der 30. Parteitag der CDU Deutschlands 
hat am 26. Februar 2018 einen Antrag der 
MIT gegen eine Schuldenunion verabschie-
det. Mit diesem Beschluss erteilt die CDU 
einer Vergemeinschaftung von Schulden 
und Haftungsrisiken in der Euro-Zone eine 
klare Absage. 
MIT-Vorsitzender Carsten Linnemann sagte 
vor dem Parteitag: „Deutsche Steuerzah-
ler und Sparer dürfen nicht für die Fehler 
anderer europäischer Länder haften.“ Mit 
dem Beschluss „garantiert“ die CDU nun in 
einer künftigen Regierungskoalition, dass 
es keine Vergemeinschaftung von Schulden 
geben darf. Bei der geplanten Umwand-
lung des Euro-Rettungssystems EWS zu 
einem Europäischen Währungsfonds (EWF) 
müssten „die dem ESM zugrundeliegenden 
Anteils- und Entscheidungsstrukturen“ er-
halten bleiben, so der Beschluss. Damit 
werden Ideen abgelehnt, der EWF könne 
eine Behörde der EU-Kommission werden. 
Stattdessen müssen die nationalen Regie-
rungen die Entscheidungshoheit über Hilfs-
programme behalten. Außerdem sieht der 
Beschluss vor, dass „die Vetorechte der na-
tionalen Parlamente uneingeschränkt auch 
für den EWF gelten.“

Auch für die geplante einheitliche Europäi-
sche Einlagensicherung für Banken setzt die 
CDU nun klare Grenzen: „Wir wollen nicht, 
dass Sparer in Deutschland für die Einlagen 
in anderen Ländern haften“, heißt es darin. 
Voraussetzung für eine europäische Lösung 
sei, dass es überall in Europa zunächst funk-

tionierende nationale Einlagensicherungs-
systeme gebe und dass die bestehenden 
Risiken reduziert werden müssten.

MIT-Bundesgeschäftsstelle, 

struck@mit-bund.de

www.mit-bund.de  

MIT Bund

Daimlerstrasse 42    75433 Maulbronn     Telefon 07043.8087     Telefax 07043.8088 
home : www.ankele.de       email:  info@ankele.de 

Wir konstruieren, fertigen und bauen aus einer Hand komplette 
 Einschnecken – Extrusionsanlagen für die Kunststoff   

  verarbeitende Industrie zur Herstellung von Profilen, 
  Kabel, Rohren, Schläuchen sowie vielen Sonderanwendungen 
 Extruder für Thermoplaste Gummi und Silikone 
 Extrusions-Nachfolge- und Sondermaschinen 

Dr. Carsten Linnemann MdB

MIT Bund
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Buchrezension

„Erkenne Dich selbst in allem und durch alles 
und Du wirst sein, der Du sein kannst und 
sollst.“ Diese Aussage trifft den Ansatz der 
Methode von Jürgen Stuhr sehr treffend. 
Jürgen Stuhr ist seit Jahren erfolgreicher 
Coach. Er gibt Seminare für Führungs-
kräfte und Mitarbeiter – zur Verbesserung 
der Persönlichen Kompetenzen und der 
Produktivität. 
Seine Erfahrung erlangte Jürgen Stuhr 
durch die Zusammenarbeit mit internatio-

nal erfolgreichen Unternehmen. Aus über 
2.000 Gesprächen mit Bewerbern bildete 
er engagierte und lernbereite Mitarbeiter 
aus und machte sie zu produktiven Fach-
kräften. Dieses Wissen und die daraus re-
sultierende Methode „Das Syneagramm“ 
möchte Jürgen Stuhr in seinem gleichna-
migen Buch vermitteln und weitergeben. 
Kommunikation bestimmt unser tägliches 
Leben, dennoch wissen wir relativ wenig 
darüber. Worauf kommt es wirklich an, um 
im täglichen Miteinander überzeugend 
und authentisch zu interagieren? Die Me-
thode SYNEAGRAMM zeigt Ihnen auf, 
wie Sie Ihre Talente und kommunikativen 
Stärken erkennen und fördern. Sie lernen, 
Ihre emotionale Ausstrahlung und Ihre 
Überzeugungskraft zu verbessern. Darü-
ber hinaus werden Sie Ihrer Persönlichkeit 
mehr Authentizität verleihen. Die Metho-
de dient als Hilfsmittel zur Erarbeitung der 
eigenen Persönlichen Kompetenzen. Jene 
Fähigkeiten, die den Erfolg von Führungs-
kräften, Beratern und Verkäufern zu über 
70 Prozent beeinflussen. Ein wesentlicher 
Nebeneffekt ist die Steigerung der eige-
nen Produktivität und eine verbesserte 
energetische Verfassung. Eigenschaften, 
die den Erfolg prägen. 
„Das SYNEAGRAMM – Erfolgsfaktor Per-

sönliche Kompetenzen“ beinhaltet auf 336 
Seiten das ganzheitliche Entwicklungssys-
tem SYNEAGRAMM. Auf verschiedenen 
Ebenen der kommunikativen Handlungs-
möglichkeiten zeigt Jürgen Stuhr seine ei-
gens entwickelte „Synergetische Interak-
tions-Methode“ auf, die dazu beiträgt, in 
Mitarbeiter-, Verkaufs- und Verhandlungs-
gesprächen die Kommunikation ziel- und 
ergebnisorientiert zu steuern. Analog zum 
Buch gibt es businessübergreifende Work-
shops für Mitarbeiter und Führungskräfte. 
Die Inhalte umfassen professionelle, er-
gebnisorientierte Gesprächs-, Lehr- und 
Führungsmethoden. Gezielte Trainings 
optimieren Ihre persönlichen Kompeten-
zen und steigern Ihre Produktivität und 
Souveränität.

Agentur SEITENGLEICH, 

Linda Mauz, info@seitengleich.com, 

www.seitengleich.com  

Jürgen Stuhr, Autor

OPTIMIEREN SIE IHRE PERSÖNLICHE OPTIMIEREN SIE IHRE PERSÖNLICHE 
KOMPETENZEN – STEIGERN KOMPETENZEN – STEIGERN 
SIE IHRE PRODUKTIVITÄTSIE IHRE PRODUKTIVITÄT
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30. Bundesparteitag der CDU

Angela Merkel 
stellt Partei-
tagsantrag 
und mögliche 
CDU-Minister 
vor.

Die CDU-Vorsitzende Angela Merkel hat 
am Vortag des 30. Parteitags der CDU 
den Leitantrag des Bundesvorstandes 
vorgestellt und die Namen möglicher 
Minister genannt. Der Parteitag selbst 
werde sich mit drei Themenblöcken be-
fassen, so Merkel: „Zum einen die Ab-
stimmung über den Koalitionsvertrag, 
zum zweiten die Vorstellung und Wahl 
einer neuen Generalsekretärin und drit-
tens Antragsberatungen.“

Antrag beschlossen
Der CDU-Bundesvorstand beschloss 
dazu einen eigenen Antrag an den 30. 
Parteitag der CDU. Dieser trägt den Titel 
„Unser Auftrag: Soziale Marktwirtschaft 
im 21. Jahrhundert erneuern, stärken und 
zukunftsfest gestalten“. Mit ihm sollen 
bis zum Parteitag der CDU im Dezem-
ber Fragen der Sozialen Marktwirtschaft 
unter den Vorzeichen der Digitalisierung 
beraten werden, sagte Angela Merkel.
Die Soziale Marktwirtschaft ist „für uns 
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung“, 
heißt es im Antrag. Angela Merkel be-
kräftigte: „Hier geht es darum, dass wir 
für den Parteitag im Dezember den Auf-
trag geben, welche Neujustierungen wir 
in der Sozialen Marktwirtschaft vorneh-
men müssen, damit wir das Wohlstands-
versprechen auch künftig einhalten 
können.“
Der Antrag soll zugleich Auftakt sein 
für „einen umfassenden Diskussionspro-
zess, der in die Erarbeitung eines neu-
en Grundsatzprogramms für die CDU 
Deutschlands münden soll“, wie es im 

Antragstext heißt. Die Neuausrichtung 
der Sozialen Marktwirtschaft sei auch 
eine Hauptaufgabe im „Ministerium 
Ludwig Erhards“, das in den kommenden 
Jahren bei der CDU liegen soll, betonte 
Merkel.

Personalvorstellungen
Bei den Sitzungen von CDU-Präsidium 
und Bundesvorstand wurden auch die 
Namen für die „Personalaufstellung in 
einem möglichen Kabinett“ vorgestellt, 
sagte Merkel. Sie habe dabei Wert auf ein 
„tatkräftiges Personaltableau“ gelegt, 
bekräftigte die CDU-Vorsitzende. Es sei 
„in die Zukunft gerichtet“ und bringe Er-
fahrung und neue Gesichter in eine gute 
Mischung. „Ich glaube, damit haben wir 
ein tatkräftiges und auf die Zukunft aus-
gerichtetes Team.“
Die Bundeskanzlerin und Vorsitzende 
der CDU Deutschlands erklärte, im Falle 
einer Regierungsbildung dem Bundes-
präsidenten folgende Personen zur Er-
nennung vorzuschlagen: Peter Altmaier 
soll demnach neuer Wirtschaftsminister 
werden, Helge Braun Kanzleramtsmi-
nister, die nordrhein-westfälische Ab-
geordnete Anja Karliczek Ministerin für 
Bildung und Forschung, Julia Klöckner 
Ministerin für Landwirtschaft und Jens 
Spahn neuer Gesundheitsminister. Ursu-
la von der Leyen soll Verteidigungsmi-
nisterin bleiben. Auch die Vorschläge für 
die Staatsminister im Kanzleramt wurden 
von Angela Merkel benannt: Die Berliner 

CDU-Vorsitzende Monika Grütters soll 
demzufolge Staatsministerin für Kultur 
und Medien bleiben, die Vorsitzende der 
Frauen Union, Annette Widmann-Mauz, 
soll Staatsministerin für Integration im 
Kanzleramt werden, der niedersächsi-
sche Abgeordnete Hendrik Hoppenstedt 
Staatsminister für die Zusammenarbeit 
von Bund und Ländern.
Angela Merkel dankte ganz besonders 
den ehemaligen Ministern Johanna 
Wanka, Hermann Gröhe und Thomas de 
Maizière für ihre geleistete Arbeit. Sie 
werden dem neuen Kabinett nicht mehr 
angehören. Angela Merkel bedauerte ihr 
Ausscheiden ausdrücklich.

CDU Deutschland, 

info@cdu.de, 

www.cdu.de  

Bundeskanzlerin Angela Merkel MdB mit den designierten CDU Ministern

Bundespolitik
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Mehr Netto vom Brutto

Kleine Geschenke erhalten die Freund-
schaft, heißt es im Volksmund. Ob dies 
auch bei Geschenken an Mitarbeiter 
möglich ist, erklärt MIT-Bundesschatz-
meister Hermann Hesse in seiner 
Kolumne. In loser Folge schreibt er, 
welche Zusatzleistungen sich lohnen 
und was steuerlich zu beachten ist. In 
dieser Ausgabe: Sachzuwendungen

Sachzuwendungen kommen beim Mit-
arbeiter immer gut an, ob als Geschenk, 
als Zusatz zum Gehalt oder einfach als 
Form der Anerkennung. Werden die Frei-
grenzen richtig ausgenutzt, profitieren 
Arbeitgeber und Mitarbeiter mit vermin-
derter Abgabenlast. Unterschieden wird 
nach dem Anlass:
Geschenke an Arbeitnehmer ohne be-
sonderen Anlass sind steuer- und sozial-
versicherungsfrei, wenn
1. es sich nicht um eine Geldzuwendung

handelt, und
2. die Freigrenze von 44 Euro (brutto) im

Monat nicht überschritten wird.
Beispiele für Sachzuwendungen sind 
Job-Tickets und Tank- oder Warengut-
scheine, die bei entsprechenden Ver-
tragspartnern eingelöst werden kön-
nen. Der Arbeitnehmer darf jedoch 
keinerlei Anspruch auf eine Geldaus-
zahlung haben.
Geschenke an Arbeitnehmer aus beson-
derem Anlass wie Geburtstag, Jubiläum 
oder Hochzeit sind abgabenfrei, wenn 
die Freigrenze von 60 Euro (brutto) je An-

lass eingehalten wird und es keine Geld-
zuwendung ist. Auch mehrere Anlässe in 
einem Jahr sind also nicht schädlich.
In der betrieblichen Praxis sind Gut-
scheinregelungen oft arbeitsaufwendig, 
kompliziert und mit strengen steuerli-
chen Vorschriften belastet. Außerdem 
müssen Verträge mit Drittpartnern wie 
Tankstellen, Warenhäusern oder Res-
taurants geschlossen werden. Diese 
analoge Lösung stirbt langsam, aber si-
cher aus. Die moderne Lösung ist eine 
Prepaid-Geldkarte, die sich äußerlich 
kaum von einer gängigen Kreditkarte 
unterscheidet, aber jegliche Möglich-
keit einer Umwandlung in Bargeld tech-
nisch blockiert. Anbieter wie zum Bei-
spiel Spendit, Edenred, givve oder auch 
die großen Mineralölkonzerne bieten 
eine digitale Lösung, die Zeit spart und 
personelle Ressourcen schont. 
Mit wenigen Klicks kann – nach einem 
entsprechenden Vertragsabschluss – 
auf den Portalen der Anbieter die Geld-
karte für den Arbeitnehmer individuell 
oder per monatlichem Dauerauftrag 
mit beispielsweise 44 Euro aufgela-
den werden. Der große Vorteil für den 
Mitarbeiter besteht in der freien Wahl 
des Einsatzes der Karte. Ob sie für den 
Haushaltseinkauf, den Benzinbezug 
oder nach Ansparung für die Urlaubs-
reise eingesetzt wird: Der Bezahlung 
einer Sachleistung ist keine Grenze ge-
setzt. Und das mit Anerkennung durch 
die Finanzbehörden.

Aus der Praxis
• Ein Aufladen der Geldkarte mit 60 Euro 

zum Geburtstag und ein zusätzlicher
Blumenstrauß ist natürlich nicht mög-
lich. Die Freigrenzen bei Sachzuwen-
dungen sind penibel einzuhalten.

• Geschenke müssen immer zusätzlich
zum ohnehin geschuldeten Arbeits-
lohn geleistet werden. Eine Gehalts-
umwandlung ist nicht möglich.

Rechtlicher Hinweis: Autor und Redaktion 
übernehmen keine Gewähr für die Richtig-
keit der vorstehenden Hinweise; ebenso er-
setzen die Ausführungen keine steuerliche 
Beratung. 

Hermann Hesse,

mit@wirtschaftsberatung-hesse.de,

www.mit-bund.de  

 Hermann Hesse, MIT-Bundesschatzmeister

Steuernews
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GesetzesnewsGesetzesnews

RA Nils Steffen

KOMPLETTBAU           STEG- UND HAFENBAU         SONDERKONSTRUKTIONEN STAHLBAU

Stahl.Bau.Rettich
Rettich Stahlbau GmbH 
78351 Bodman 
Im Weiler 19 
Tel. +49(0) 7773 / 93150 
www.rettich-stahlbau.de

Verwendung von 
Open-Source-Software 
im Unternehmen

Im Unternehmen ist die Verwendung von 
Computern allgegenwärtig. Neben kos-
tenpflichtigen Basisprogrammen werden 
oft auch kostenfreie Hilfsprogramme ge-
nutzt, die zumeist Open-Source-Lizenzen 
beinhalten. Sie dienen dazu, den Work-
flow im Unternehmen zu optimieren.
Open-Source-Software, auch freie Soft-
ware genannt, sind Computerprogram-
me, bei denen der Quellcode offen zur 
Verfügung steht. Freie Software heißt je-
doch nicht unbedingt, dass die Nutzung 
auch kostenlos erfolgt. Vielmehr stellt 
der Begriff „frei“ darauf ab, dass aus-
drücklich erlaubt ist, den Quellcode zu 
nutzen, zu verändern und in unveränder-
ter oder geänderter Form weiter zu ver-
breiten. Eine kostenpflichtige Nutzung 
ist also möglich.
Für die Nutzung freier Software gelten 
Lizenzbedingungen, ohne die eine – auch 
kostenfreie – Nutzung nicht gestattet ist. 
Jede freie Software ist mit einem Lizenz-
vertrag versehen, dem vor Nutzung zuzu-
stimmen ist. Der Nutzer stimmt zu, sich 
an die dort formulierten Bedingungen zu 
halten.
Der Entwickler einer Software ist recht-
lich gesehen immer auch Urheber. Ein 
Verzicht auf das Urheberrecht ist nicht 
möglich, das Angebot einer Verwendung 

stellt nach deutschem Recht nur das Ein-
räumen eines sog. „einfachen Nutzungs-
rechts“ dar. Grundlage für das Einräumen 
von Nutzungsrechten sind wiederum die 
Lizenzbedingungen, so lange keine indi-
viduelle Regelung mit dem Urheber oder 
Rechteinhaber vorliegt. Die Nutzung der 
Software ist deshalb nur in dem Rahmen 
der gewährten Nutzungsrechte möglich, 
ein Verstoß ist sanktionierbar, Arbeit-
geber können gemäß § 99 UrhG für ihre 
Arbeitnehmer haften.
Ein Risiko kann besonders dann bestehen, 
wenn keine standardisierten Lizenzbe-
dingungen verwendet werden. Es kann 
sein, dass der Entwickler sich an solchen 
Lizenzbedingungen nur orientiert, jedoch 
bestimmte Nutzungsarten ausschließt, 
wie etwa die Nutzung der Software in 
einem Unternehmen. Hintergrund ist 
hierbei, dass der Entwickler Unterneh-
men nur ein kostenpflichtiges Nutzungs-
recht einräumen will. Das ist mittlerweile 
ein verbreitetes Geschäftsmodell. Wird 
die Software dennoch verwendet, drohen 
Abmahnungen und Schadensersatzforde-
rungen. Eine ähnliche Problematik kann 
sich ergeben, wenn die Verwendung zwar 
grundsätzlich erlaubt ist, jedoch nicht die 
Einbindung der Software oder Teile davon 
in entgeltlich vertriebene Software. 

 Empfehlenswert ist deshalb zunächst Re-
gelungen aufzustellen, wie im Unterneh-
men mit Software umzugehen ist. Soll 
in einem Unternehmen eine bestimmte 
Software verwendet werden, sollte vor-
ab überlegt werden, wofür sie eingesetzt 
werden soll. Die Lizenzbestimmungen 
sind anschließend anhand der Vorüber-
legungen dahingehend zu prüfen, ob bei-
des miteinander vereinbar ist.
Zusammenfassend kann Open-Source-
Software eine sinnvolle Ergänzung dar-
stellen. Open Source heißt jedoch nicht 
automatisch auch „kostenfrei“ und „Nut-
zung für alle“. Vor der Verwendung sind 
interne Regelungen notwendig, die einen 
umsichtigen Umgang sicherstellen. 

RA Nils Steffen, 

dmp@derra-ul.de, 

www.derra.eu  
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Unternehmen müssen bis zum 25.05.2018 aktiv werden. - Verbraucher werden von der neuen 
DSGVO deutlich profitieren.

EU-Datenschutzgrundverordnung

Die neue EU-Datenschutzverordnung zwingt alle, die Daten 
verarbeiten zu handeln. Wer glaubt, ihn betreffe das nicht, soll-
te genau prüfen. Es sind nicht nur die Betriebe, die E-Business 
als Geschäftsmodell haben und einen Web-Shop betreiben, 
sondern es sind auch Ärzte, Therapeuten, Apotheker, Hotels 
oder auch nur der Betrieb, der personenbezogene Daten der 
Mitarbeiter erfasst, betroffen. Spätestens jetzt wird klar – es 
betrifft nicht nur Großbetriebe.
Für die Verbraucher gibt es mehr Rechte. Für die Unternehmen 
stehen erhebliche Änderungen an. Nicht nur die großen Konzer-
ne, sondern auch kleine Firmen, Blogger oder auch private Web-
seiten sind betroffen. Es drohen heftige Geldbußen und teure 
Abmahnungen wenn die neuen Grundlagen nicht eingehalten 
werden. 

Übergangsfrist läuft aus
Die EU-Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) ist bereits am 
24.05.2016 von vielen unbemerkt in Kraft getreten. Jetzt am 
Stichtag 25.05.2018, endet nur die zweijährige Übergangsfrist. 
Die Verordnungen gelten unmittelbar in jedem Mitgliedsstaat. 

Europaweit soll mit der DSGVO ein gleich hohes Datenschutz-
niveau herstellen werden - für alle Unternehmen in der EU gel-
ten erstmals im Datenschutz gleichen Bedingungen. 
Damit das Datenschutzrecht in der EU kein Papiertiger wird 
den niemand ernst nimmt, geht die Verordnung bei besonders 
schwerwiegenden Verstößen, wie Vergehen gegen Betroffenen-
rechte oder die Verarbeitung von personenbezogenen Daten 
ohne Rechtsgrundlage sehr hart vor Es sind ab Mai Geldbußen 
bis zu 20 Millionen Euro möglich. Diese hohen Geldbußen kön-
nen bei Großkonzernen sogar noch überschritten werden, hier 
gelten  Bußgelder in Höhe von bis zu 4 Prozent des weltweiten 
Umsatzes des vorangegangenen Geschäftsjahres. 
Die Umsetzung der EU-Datenschutzgrundverordnung in na-
tionales Recht als BDSG-neu auf Bundes- und Landesebene 
ist eine umfangreiche Aufgabe die mit rund 120 geänderten 
Gesetzen allein auf Bundesebene deutlich wird. Die EU-Daten-
schutzgrundverordnung gab vor, daß das Datenschutzniveau 
bei der Übernahme in nationales Recht weder abzuschwächen 
noch zu verschärfen war. Den entsprechenden nationalen Auf-
sichtsbehörden wird künftig eine wichtige Rolle zufallen. Für 
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RÜCKENAKTIV
SITZEN. STEHEN. BEWEGEN.

NOMINIERT
FÜR DEN 
GERMAN 
DESIGN 
AWARD 

ROVO
SOLO

www.rovo.de

Völkle Bürostühle GmbH
72290 Loßburg

Baden-Württemberg ist das Stefan Brink, Landesbeauftragter 
für den Datenschutz. Auf der Internetseite des Landesbeauf-
tragten für den Datenschutz finden sich weitreichende Erklä-
rungen zu den einzelnen Teilen der DSGVO und der BDSG-neu.  

Definition personenbezogenen Daten
Die zentralen Definition von personenbezogenen Daten zeigen 
jene Informationen auf die der Datenschutz überhaupt anwend-

bar ist. Darunter fallen nach Artikel 4 der EU-Verordnung alle 
Daten, ,,die sich auf eine identifizierte oder identifizierbare natür-
liche Person beziehen“. Die Bestimmung kann mit der Zuordnung 
einer Kennung wie Namen, Kennnummer oder Standortdaten 
erfolgen. Die Kennungen wiederum müssen Ausdruck der „phy-
sischen, physiologischen, genetischen, psychischen, wirtschaft-
lichen, kulturellen oder sozialen Identität dieser natürlichen 
Person“ sein. Dies gilt laut DSGVO etwa für Namen, Adressen, 

Gesetzesnews
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Rechtmäßigkeit der 
Datenverarbeitung
Für die Verarbeitung personen-
bezogener Daten normiert Art. 6 
DSGVO als allgemeinen Grund-
satz ein sogenanntes Verbot mit 
Erlaubnisvorbehalt. 
Die Verarbeitung von Daten ist 
demnach nur zulässig, wenn eine 
Einwilligung oder eine andere in die-
ser Vorschrift normierte Ausnahme 
vorliegt. Dies ist der Fall, wenn 
• die Verarbeitung für die Erfüllung

eines Vertrages, dessen Vertrags-
partei die betroffene Person ist,
oder zur Durchführung vorver-
traglicher Maßnahmen erforder-
lich ist, die auf Antrag der betrof-
fenen Person erfolgen;

• die Verarbeitung zur Erfüllung
einer rechtlichen Verpflichtung
erforderlich ist, der der Verant-
wortliche unterliegt;

• die Verarbeitung erforderlich ist,
um lebenswichtige Interessen der
betroffenen Person oder einer
anderen natürlichen Person zu
schützen;

• wenn sie im öffentlichen Interesse
oder zur Erfüllung hoheitlicher
Aufgaben erforderlich ist oder

• sie zur Wahrung berechtigter In-
teressen des Verantwortlichen
oder eines Dritten erforderlich ist 
und die Interessen oder Grund-
rechte und Grundfreiheiten der
betroffenen Person nicht über-
wiegen. Dieser Rechtfertigungs-
grund gilt nicht für Behörden.

Gesundheitsdaten, Kontonummern und 
IP-Adressen, egal ob sie statisch oder dy-
namisch zugewiesen sind. 
Besonders sensible personenbezogener 
Daten unterliegen einem besonderen 
Schutz. Dazu gehören die rassische und 
ethnische Herkunft, politische Meinun-
gen, religiöse oder weltanschauliche 
Überzeugungen, biometrische Daten 
und Daten zum Sexualleben oder der se-
xuellen Orientierung einer natürlichen 
Person. Diese Daten dürfen unabhängig 
der Einwilligung durch den Betroffenen 
nur in wenigen Fällen weiterverarbeitet 

werden, etwa „zum Schutz lebenswich-
tiger Interessen der betroffenen Person“. 
Das bereits im Bundesdatenschutzgesetz 
(BDSG) verankerte Prinzip der Daten-
sparsamkeit findet sich nunmehr als 
eines der zentralen Prinzipien des Daten-
schutzes in der Datenschutz-Grundver-
ordnung wieder. Nach Art. 5 Abs. muss 
die Verarbeitung personenbezogener 
Daten dem Zweck angemessen und sach-
lich relevant sowie auf das für den Zweck 
der Datenverarbeitung notwendige Maß 
beschränkt sein.

Zweckbindung 
Die Datenschutz-Grundverordnung sieht 
in Art. 5 Abs. 1 eine enge Zweckbindung 
vor. Personenbezogene Daten dürfen 
nur für festgelegte, eindeutige und 
rechtmäßige Zwecke erhoben werden. 
Zudem sind grundsätzlich nur solche 
Änderungen des Verarbeitungszwecks 
erlaubt, die mit dem ursprünglichen Er-
hebungszweck vereinbar sind. Werden 
zum Beispiel IP-Adressen erfasst, um 
eigenen IT-Systeme zu schützen, dürfen 
diese Daten dann nicht für andere Auf-
gaben genutzt werden. In Art. 6 Abs. 4 
stellt die Datenschutz-Grundverordnung 
Kriterien auf, die bei der Beurteilung der 
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zar.de

Außerdem: 
Präventions-, Nachsorge-  

und Gesundheitsprogramme.

Wir kümmern uns um 
Ihre Gesundheit!

ZAR Stuttgart-Mitte 

ZAR im MineralBad Cannstatt

ZAR Göppingen

ZAR Tübingen
am Universitätsklinikum

ZAR Ulm

ZAR Mannheim Auf dem Sand

ZAR Aalen

Zentren für ambulante 
Rehabilitation

Reha nah 
am Menschen,

direkt am 
Wohnort

In den Indikationen:

Orthopädie, Neurologie 
Kardiologie, Onkologie

Vereinbarkeit einer Zweckänderung zu 
berücksichtigen sind. Hierzu zählen u. a. 
die Verbindung zwischen den Zwecken, 
der Gesamtkontext, in dem die Daten er-
hoben wurden, die Art der personenbe-
zogenen Daten, mögliche Konsequenzen 
der zweckändernden Verarbeitung für 
den Betroffenen oder das Vorhandensein 
von angemessenen Sicherheitsmaßnah-
men wie eine Pseudonymisierung oder 
Verschlüsselung. Letzteres führt zu einer 
vorsichtigen Privilegierung der Weiter-
verarbeitung pseudonymisierter bzw. 
verschlüsselter Daten, was für daten-

schutzgerechte Big-Data-Anwendungen 
von Bedeutung ist.

Datenvermeidung und 
Datensparsamkeit
Schon bisher gilt das Prinzip der Daten-
vermeidung und Datensparsamkeit. Mit 
der Einführung des „Datenschutzes durch 
Technik und datenschutzfreundliche Vor-
einstellungen werden nun ausdrücklich 
Anforderungen an die Produktentwick-
lung und -implementierung gestellt, um 
eine wirksame Umsetzung dieser Daten-
schutzgrundsätze zu erreichen. 
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Der Verantwortliche hat hierfür sowohl 
zum Zeitpunkt der Festlegung der Mittel 
für die Verarbeitung als auch zum Zeit-
punkt der Verarbeitung angemessene 
technische und organisatorische Maß-
nahmen zu treffen, wie z. B. Pseudony-
misierung. Der Verantwortliche muss 
darüber hinaus sicherstellen, dass Stan-
dardeinstellungen darauf ausgerichtet 
sind, nur personenbezogene Daten zu 
verarbeiten, die für den konkreten Zweck 
auch erforderlich sind. Das betrifft den 
Umfang der erhobenen Daten, den Um-
fang ihrer Verarbeitung, ihre Speicher-
frist wie bei steuerlichen Belange und 
ihre Zugänglichkeit. Diese Regelungen 
werden Ausstrahlungswirkungen auf 
sämtliche Produkte, Systeme und Prozes-
se in den Unternehmen haben.

Achim Rieger

Redaktion@kaanmedia.de

www.kanmedia.de  

I H R E  S P E D I T I O N  I N   S T E I N H E I M

S. Gruber GmbH & Co.
Gesellschaft für Transporte und Lagerei KG

Kreuzwegäcker 18 · 71711 Steinheim/Murr

Telefon 07144 8707-0 · Telefax 07144 8707-30
info@gruber-steinheim.de · www.gruber-steinheim.de

Wir sind 24 Stunden für Sie da!

Lehmann 
Präzisionstechnik u. 
Handels GmbH
77793 Gutach
Hohweg 4
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Prof. Dr. Gerrit Horstmeier, M. M. (Hagen)* 

Der Nachfolge in 
Familienunter-
nehmen den Weg 
bereiten 

Die Fälle Tönnies, Gaffel, Oettinger, Aldi, Haribo sind nur 
eine Auswahl öffentlich ausgetragener familiärer Auseinan-
dersetzungen um die „richtige“ Unternehmensnachfolge. Für 
die betroffenen Firmen bedeuten solche Konflikte große Risi-
ken. Entscheidungen werden durch streitende Gesellschafter 
blockiert. Lieferanten, Kunden, Banken und Mitarbeiter sind 
irritiert, wenden sich vom Unternehmen ab. 
Es sind menschliche Probleme, die die Nachfolge so schwierig 
machen. Die Gefahr, dass sich Familien verbissene Graben-
kämpfe liefern und das Unternehmen gefährden, muss früh 
erkannt und entschärft werden. 
 Wie lässt sich das lösen? Die Nachfolge gelingt nur, wenn über 
unterschiedliche persönliche Interessen konstruktiv gestritten 
wird. Die Beteiligten müssen miteinander reden lernen. Dafür ist 
externe Unterstützung wichtig. Sie hilft, alle Interessen zu berück-
sichtigen und so eine gemeinsame Lösung ist zu erarbeiten. Das ist 
fast schon die Garantie für eine gelingende Nachfolge.

Der neutrale Prozesssteuerer strukturiert die Gespräche und 
trennt die Sache von den Beziehungen. So werden die Interes-
sen aller Beteiligten herausgearbeitet. Seitens des Übergebers 
kann z. B. der Wunsch nach Anerkennung seiner Lebensleistung 
oder seine finanzielle Absicherung etc. im Vordergrund stehen. 
Der Nachfolger hat andere Interessen, z. B. den Wunsch nach 
Autonomie, einer zeitnahen Übergabe usw. Dazu kommen die 
Interessen der anderen. Man erkennt schon, wie schwierig der 
Weg zur erfolgreichen Unternehmensnachfolge ist. Erst sind je-
doch diese persönlichen Lösungen zu erarbeiten, bevor Ergeb-
nisse juristisch/steuerlich umgesetzt werden. 
Eine Unternehmensnachfolge ist also früh anzugehen, um eine 
nachhaltige Regelung zu erreichen. Eskalierende Konflikte wer-
den so vermieden. Dieser Prozess dauert ca. 2–3 Jahre und darf 
nicht wegen aktueller Tagesgeschäfte auf die lange Bank ge-
schoben werden. Zeigen Sie unternehmerische Weitsicht! Ma-
chen Sie sich auf den Weg! 

Prof. Dr. Gerrit Horstmeier,

 hor@hs-furtwangen.de, 

www.wegbereiter-unternehmensnachfolge.de  

Prof. Dr. Gerrit Horstmeier

Wirtschaft

DEUTSCHLANDS SINNLICHSTER  

     BADETEMPEL 
        LIEGT ZWISCHEN STUTTGART UND KARLSRUHE 
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Prächtiger Zuwachs bei Klaus Dieter Zawisla GmbH 
im Mittelwegring 3+5 in 76751 Jockgrim.

Road-Star der Kanalinspektion

Die Firma Zawisla hat ihr umfangreiches 
Dienstleistungsangebot erweitert:
Einen 12-Tonner mit innovativer TV-Tech-
nik ist mit der 3D-GeoSense-Rohrver-
laufsmessung ausgestattet, die während 
der Inspektion kontinuierlich dreidimen-
sionale Winkelbestimmung festlegt.
Das in Jockgrim und Karlsruhe ansässige 
Unternehmen bietet von der Rohr- und 
Kanalreinigung, der Kanaluntersuchung 
mit TV Kameras und der Sanierung breit 
gefächerte Dienstleistungen an.
Schon seit Gründung im Jahre 1980 hat 
Klaus Dieter Zawisla konsequent seinen 
Fuhrpark auf den allerneustenStand der 
Technik ausgerichtet.
Mittlerweile ist die zweite Generation 
„WALKING LINING“ die Weiterentwick-
lung des STREET-TO-HOME-Verfahrens 
im Einsatz.
Als Spezialist und Branchenkenner hat er 
sich einen hervorragenden Ruf erarbeitet.
Orientiert am Markt hat er unzählige 
Ideen, Verbesserungen und Erfindungen 
in seinen Fuhrpark an über 50 Fahrzeu-
gen umgesetzt.
So war es nicht verwunderlich, dass der 
Slogan der Klaus Dieter Zawisla GmbH - 
gute Arbeit, zufriedene Kunden, neue 
Aufträge - seit nun mehr 37 Jahre der 
Leitgedanke ist.
Diese Werte unterstreicht das Wachstum 
der Klaus Dieter Zawisla GmbH, welche 

heute 65 Mitarbeiter und weit über 120 
Mitarbeiter bei der Clean „Die Raumpfle-
ge“ GmbH, eine Tochterfirma der Klaus 
Dieter Zawisla GmbH, beschäftigt.
Einen erheblichen Anteil am Erfolg der 
Firma Zawisla hat der Tech. Geschäfts-
führer Heinz Burret, welcher seit über 
25 Jahre Herrn Zawisla tatkräftig unter-
stützt. Viele langjährige Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter sind ein weiterer 
Erfolgsgarant.
Da es auf dem Firmengelände zu eng 
wurde, kommt nun eine weitere Halle 
und Büros im Mittelwegring 4 hinzu. Hier 
entstehen unter anderem Sozialräume 
für die Mitarbeiter. Die Baumaßnahmen 
sollen in den nächsten drei bis vier Mona-
ten abgeschlossen sein. Neue LKW sind 
bereits da.
Daher suchen wir neue gute Mitarbeiter 
für die technischen und kaufmännischen 
Bereiche. Für den neuen umwelttechni-
schen Beruf Fachkraft für Rohr-, Kanal 
und Industrieservice suchen wir Auszu-
bildende. Diese können dann auch zum 
Meister ausgebildet werden.
Tag und Nacht sind wir für unsere Kun-
den im Einsatz: in privaten Haushalten, 
bei Kommunen, Gewerbe oder Industrie.

Zawisla Marketing & Media GmbH,

 info@zawisla-agentur.de, 

www.zawisla.de  
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GENTHNER GmbH 
ProtoLine
Gewerbestraße 40
D-75217 Birkenfeld-Gräfenhausen

Jens Widmann 
Telefon 07082 / 79182-66
j.widmann@genthner.com

www.protoline.de

3D-DRUCK JETZT
IM GROSSFORMAT
Unsere ProtoLine Fertigung „druckt“ nun 
auch Teile im Großformat mit den max. 
Maßen 914 x 610 x 914 mm – Und das 
innerhalb kürzester Zeit.

Der neue 3D-Drucker FORTUS 900  
ermöglicht die Herstellung großer Teile in 
„einem Stück“. Insbesondere eignet sich 
das 3D-Druckverfahren für Musterteile oder 
Funktionstests in Vorserienbaugruppen. Zur 
Verfügung stehen 14 unterschiedliche Werk-

ULTEM 9085 Aerospace.

Wir sind u.a. nach EN 9100:2009 und EN ISO 
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Volkspartei CDU?

Als künftige Generalsekretärin der CDU wird Annegret Kramp-Kar-
renbauer maßgeblich dafür verantwortlich sein, ob unsere Partei 
nur noch eine von vielen ist oder eine große Volkspartei bleibt. Ich 
vertraue ihr, denn sie hat das, was der CDU in der letzten Zeit ab-
handengekommen ist: einen klaren Kompass. 
Die deutschen Bürgerinnen und Bürger erwarten, dass man die 
Probleme dieses Landes deutlich anspricht und sie konsequent 
anpackt. Dabei geht es nicht darum, ob Politik sozial, liberal 
oder konservativ ist. Es geht darum, dass man die Ängste und 
Sorgen der Menschen wieder ernst nimmt und sich kümmert. 
Man muss keine große Analyse der vergangenen Bundestagswahl 
machen, um zu dem Schluss zu kommen, dass in Deutschland et-
was aus den Fugen geraten ist. Das hat schlichtweg etwas mit dem 
ganz subjektiven Gerechtigkeitsempfinden der Menschen zu tun. 
Wenn sich junge Familien in der Region Stuttgart ihren Wunsch 
nach einem Eigenheim nicht erfüllen können, weil sie keinen be-
zahlbaren Wohnraum finden und zur gleichen Zeit alle Hebel in 
Bewegung gesetzt werden, um ein nagelneues Asylheim auf der 
grünen Wiese zu bauen, dann leidet das subjektive Gerechtigkeits-
empfinden der Bürgerinnen und Bürger. Wenn deutsche Rentner 
Pfandflaschen sammeln gehen, weil ihre Rente gerade so für die 
Miete reicht und zur gleichen Zeit Milliarden an Steuergeldern für 
die Versorgung von Asylbewerbern ausgegeben werden, dann lei-
det das subjektive Gerechtigkeitsempfinden der Bürgerinnen und 
Bürger ebenfalls. Ich will damit nicht negieren, dass die Unter-
bringung von Flüchtlingen und die Integration von Asylbewerbern 
eine große und wichtige Aufgabe für Politik und Gesellschaft ist. 
In Zukunft wird es jedoch eine noch größere Aufgabe sein, den 
sozialen Zusammenhalt in diesem Land sicherzustellen. 
Die CDU kann nur dann Volkspartei bleiben, wenn sie ihre Au-
gen und Ohren wieder für alle Bürgerinnen und Bürger offen 
hat. Denn wenn Ängste und Sorgen der Bevölkerung nicht mehr 

wahr- oder gar ernstgenommen werden, dann wird riskiert, dass 
ein großer Teil unserer Gesellschaft wegbricht und fragt: „Was 
ist mit uns?“ Die Politik muss wieder auf all jene blicken, die sich 
vor dem gesellschaftlichen Abstieg fürchten, die das Gefühl der 
Perspektivlosigkeit haben und sich deshalb immer weiter von 
Staat und Demokratie entfernt haben. 
Annegret Kramp-Karrenbauer hat im Saarland bewiesen, dass 
sie ein Gespür dafür hat, was die Menschen bewegt. Mit ihrer 
klaren geradlinigen Art hat sie uns allen gezeigt, wie man Wah-
len gewinnen kann. Nur alleine mit dieser Entscheidung wird der 
Erneuerungsprozess in der Union nicht abgeschlossen sein. Eine 
der ersten großen Aufgaben der neuen Generalsekretärin wird es 
sein, dass unter starker Beteiligung der Parteibasis ein Prozess für 
ein neues Grundsatzprogramm der CDU Deutschland angestoßen 
wird. Außerdem wird es die Aufgabe unserer Parteivorsitzenden 
und Bundeskanzlerin Angela Merkel sein, neue Köpfe und frischen 
Wind in ihr Kabinett zu bringen. Nach Abschluss der Koalitions-
verhandlungen mit der SPD habe ich mich mit Blick auf die Res-
sortverteilung gefragt, wer seit der Bundestagswahl eigentlich die 
stärkste politische Kraft im Bundestag ist. Der Verlust des Finanz-
ministeriums schmerzt sehr, denn eine Finanzpolitik zulasten der 
jungen Generation darf es nicht geben. Eine Frischzellenkur für 
das Kabinett ist deshalb unerlässlich. Gerade in der Wirtschafts-
politik und im Bereich der Digitalisierung haben wir die Chance et-
was zu bewegen, und gerade dort werden neue, zündende Ideen 
und Impulse sehr wichtig sein. Wenn wir diese Chance ergreifen, 
dann bin ich mir sicher, dass es unser Land und unsere Partei nach 
vorne bringen werden.

Fabian Gramling MdL, 

fabian.gramling@cdu.landtag-bw.de, 

www.fabian-gramling.de  

Fabian Gramli ng MdL

Landespolitik
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Denver-Clan und blau-gelbe Hasenfüße

Deutliche Worte von Jens Spahn und Thomas 
Strobl beim größten Stammtisch des Landes

Mit zugespitzten Reden und markanten 
Sprüchen haben Thomas Strobl und Jens 
Spahn die mehr als 1.500 Gäste in der 
bis auf den letzten Platz gefüllten „Alten 
Kelter“ in Fellbach begeistert. Der 16. 
Politische Aschermittwoch der CDU Ba-
den-Württemberg war ein voller Erfolg. 
Wer leider keine Karten mehr bekom-
men hat, konnte die Veranstaltung per 
Livestream im Internet und auf Facebook 
verfolgen.
Mit einem zwinkernden Auge zeigte 
sich der Landesvorsitzende der CDU 
Baden-Württemberg, Minister Thomas 
Strobl, erleichtert, nach all den Grünen, 
Gelben und Roten bei den Koalitionsver-
handlungen in Berlin heute beim größ-
ten Stammtisch des Landes inmitten der 
CDU zu sein.
Die jüngsten Entwicklungen in der SPD 
zeigten, so Strobl, wie man es nicht ma-
chen solle. „So geht es einem, wenn man 
Personalquerelen zum Inhalt von Politik 
macht.“ Wenn auch manche in der SPD 
sagten, die SPD sei handlungsfähig, so 
müsse man doch zumindest an ihrer Re-
gierungsfähigkeit zweifeln. Jetzt habe sie 
die Chance, mit sich selbst auszumachen, 
ob man dazu in der Lage sei.
Sich zu drücken, sich einfach vom Acker 
machen, das dürfe man nicht durchgehen 
lassen, erinnerte der Stellvertretende 

Bundesvorsitzende Thomas Strobl an die 
„blau-gelben Hasenfüße“ der FDP. Mut-
willig hätte die FDP eine riesige Chance 
in den Sondierungsgesprächen wegge-

worfen, nach dem Motto Karl Valentins: 
„Mögen hätt ich schon wollen, aber dür-
fen hab ich mich nicht getraut.“
Der Landesvorsitzende und Stellvertre-
tende Ministerpräsident ging auch auf 
die Diskussion in der CDU zu den Ergeb-
nissen der Koalitionsverhandlungen ein. 
Er betonte die klare Unionshandschrift 
bei der Begrenzung und Steuerung der 
Migration, bei der Frage des Familien-
nachzuges. „Da haben wir die Unions-
position 1:1 umgesetzt.“ Gleiches gelte 
für die massiven Investitionen in die 
Zukunftsfähigkeit unseres Landes, die 
verabredet wurden, um eine ganz neue 
Dynamik für unser Land zu erreichen: in 
der Bildung, bei der Förderung von For-
schung und Entwicklung, für den Sprung 
in die Gigabit-Gesellschaft und bei der 
Stärkung von Familien. Gerade diese 

 Einzug in die Alte Kelter Fellbach – Joachim Pfeiffer MdB, Jens Spahn MdB und Innenminister Thomas Strobl

Landespolitik
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Themen seien auch für Baden-Württem-
berg von großer Bedeutung.
An die in Aussicht stehende „GroKo“ 
knüpfte auch Jens Spahn an. Der Parla-
mentarische Staatssekretär nutzte das 
Zusammenfallen von Aschermittwoch 
und Valentinstag zur Veranschaulichung 
der Gefühlslage in Sachen Große Koali-
tion: „Katerstimmung und ein Fest der 
Liebe, so fühlt sich das mit der möglichen 
Koalition gerade an.“ Es sei schwierig, 
überhaupt noch den Überblick zu behal-
ten, wer denn gerade Parteivorsitzender 
der SPD sei. Das ganze personelle Durch-
einander erinnere ihn eher an den Den-

ver-Clan. „Nach der Tochter von Gabriel 
und der Schwester von Schulz fehlt jetzt 
nur noch, dass auch die Cousine von 
Nahles und die Tante von Stegner sich zu 
Wort melden.“
Mit Blick auf das Wahlergebnis im letz-
ten September sei es freilich schwierig 
zu einer Regierungsbildung zu kommen. 
„Die Wahl hat die politische Statik ver-
ändert“, so das Präsidiumsmitglied der 
Bundes-CDU. Die Stärke der AfD dürfe 
aber keinesfalls eine Normalität werden. 
„Wir wollen als CDU nicht mit der AfD 
koalieren, sondern sie wieder überflüssig 
machen, indem wir verlorenes Vertrauen 
wiedergewinnen“, rief der Finanzexperte 
der CDU den begeisterten Gästen in der 
„Alten Kelter“ zu.

 Wie jedes Jahr – die Aschermittwochsveranstaltung der CDU Baden-Württemberg ist bis auf den letzten 
Platz besetzt.

Gastredner Jens Spahn MdB fühlte sich beim Blick 
auf das Personal des möglichen Koalitionspartners 
ein bisschen wie beim Denver-Clan

Landespolitik

Spahns Rede war mitreißend – so gab es auch kräftig Applaus u. a. vom CDU-Landesvorsitzenden Thomas 
Strobl, Steffen Bilger MdB und Claus Paal MdL.

Aus der Region -
für die Region

ESSLINGER HOLZPELLETS

72275 Alpirsbach
Tel. 07444 - 95600-21

78727 Oberndorf a.N.
Tel. 07423 - 8766-21

ONLINE BESTELLEN: 
esslinger-energie.de
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Die CDU habe dazu die besten Voraussetzungen, als Partei mit 
klarer Haltung und klaren Überzeugungen. In Bildungsfragen, 
wo es um Wissen, aber auch um Werte und Tugenden gehen 
müsse. Ebenso als Familienpartei, die unter Familie wesentlich 
mehr verstehe als Krippenplätze und mehr staatliche Betreu-
ungsangebote: mehr gemeinsame Zeit von Eltern und Kindern. 
Auch als Partei der Sozialen Marktwirtschaft, die wisse, dass 
vor dem Verteilen immer zuerst das Erwirtschaften komme, 
habe die CDU viel zu bieten. Ebenso auch als Partei einer soli-
den Haushaltspolitik ohne neue Schulden und mit einem klaren 
Bekenntnis zu Leistungs- und Generationengerechtigkeit. Jens 
Spahn unterstrich zudem die klare Erwartungshaltung, die man 
an in Fragen der Integration haben müsse. „Es gehört dazu, wer 
dazu gehören will“, betonte Spahn die Bringschuld von Migran-
ten und Flüchtlingen. Wer diese Haltung zeige, könne sich jeder 
erdenklichen Unterstützung sicher sein.
Seinen Appell an die Grundüberzeugungen der CDU überzeug-
te: Der Hauptredner des diesjährigen Politischen Aschermitt-
wochs wurde mit stehenden Ovationen bedacht.

CDU Baden-Württemberg, 

info@cdu-bw.de, 

www.cdu-bw.de  

CDU-Landesvorsitzender Thomas Strobl freute sich weniger über gelb-blaue 
Hasenfüße

Landespolitik

> 50 Jahre seit 1964

Fritz Wahr Energie 
GmbH & Co. KG 
Nagold TEL 07452 93070

WAHR-ENERGIE.DE

HEIZÖLE . HOLZPELLETS 
KRAFTSTOFFE 
SCHMIERSTOFFE . ADBLUE 

 TANKSTELLEN

Für Wärme 
und Mobilität. 
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Wirtschaftsministerium schreibt Innovationspreis für kleine und mittlere Unternehmen aus

Innovationspreis für Ideenreichtum und 
Kreativität des Mittelstandes 

„Unser klarer Anspruch ist es, Baden-Württemberg auch in Zukunft 
als führenden Innovations- und Wirtschaftsstandort zu positionie-
ren. Wir wollen weiter auf der Gewinnerseite stehen. Dafür müssen 
wir vor allem die Innovationskraft unseres starken Mittelstandes 
weiter verbessern. Denn wir liegen mit unserer Innovationsfähigkeit 
zwar vorn, aber andere holen stetig auf. Mit dem Innovationspreis 
des Landes wollen wir den Ideenreichtum und die Kreativität des 
Mittelstandes auszeichnen und die klugen Köpfe wie auch die füh-
rende technologische Position unserer Südwestwirtschaft sichtbar 
machen“, sagte Wirtschaftsministerin Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut 
zum Start der diesjährigen Ausschreibung des Landes-Innovations-
preises am Mittwoch (21. Februar). Der Preis rückt bereits seit 1985 
mittelständische Unternehmen ins Rampenlicht und ehrt innovati-
ve Produkte, Verfahren oder Dienstleistungen. Er ist mit insgesamt 

50.000 Euro dotiert und dem früheren Wirtschaftsminister Dr. Ru-
dolf Eberle gewidmet. 
„In welcher Branche, auf welchem Gebiet auch immer ein Unter-
nehmen innovative Ideen entwickelt habe: Der Innovationspreis 
biete allen die einmalige Chance, ihre Innovation einer hochkarätig 
besetzten Expertenjury aus Wissenschaft und Wirtschaft zu prä-
sentieren“, so Hoffmeister-Kraut.
Mit dem Preis sollen kleine und mittlere Unternehmen der Industrie 
und des Handwerks für beispielhafte Leistungen bei der Entwick-
lung oder Anwendung neuer Produkte und technischer Verfahren 
moderner Technologien ausgezeichnet werden.
Bewerbungen können bis zum 31. Mai 2018 eingereicht wer-
den. An dem Wettbewerb können Unternehmen mit bis zu 500 
Beschäftigten, einem maximalen Jahresumsatz von bis zu 100 
Millionen Euro und Sitz in Baden-Württemberg teilnehmen. 
Die eingereichten Bewerbungen werden von einer Fachjury aus 
Wirtschaft und Wissenschaft nach technischem Fortschritt, be-
sonderer unternehmerischer Leistung und nachhaltigem wirt-
schaftlichen Erfolg bewertet. Die Preise werden im Herbst 2018 
verliehen.
Ergänzend dazu hat die MBG Mittelständische Beteiligungsge-
sellschaft einen Sonderpreis in Höhe von 7.500 Euro ausgelobt, 
der an ein junges Unternehmen vergeben werden soll.
Weitere Informationen zum Wettbewerb sowie die Aus-
schreibungsunterlagen gibt es im Internet unter www.inno-
vationspreis-bw.de oder bei den Handwerks-, Industrie- und 
Handelskammern und dem Informationszentrum Patente des 
Regierungspräsidiums Stuttgart.

Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut MdL,

pressestelle@wm.bwl.de, 

www.wm.baden-wuerttemberg.de  

Schwarzwaldstr. 5a 
79674 Todtnau

Vertreten durch: 
Hanspeter Bernauer

Telefon: +49 7671 9117-0 
Telefax: +49 7671 9117-40 
E-Mail: info@beratex.com

Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut MdL

Landespolitik
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Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL, Vorsitzender der 
CDU-Landtagsfraktion

Zur Entscheidung des Bundes-
verwaltungsgerichts im Fahr-
verbotsprozess

„Die zentrale Botschaft aus Leipzig ist: 
Fahrverbote sind kein Automatismus. Die 
Richter haben ganz klar festgestellt, dass 
die Maßnahmen nicht über das Ziel hin-
ausschießen dürfen. Wenn Fahrverbote 
kommen, müssen sie phasenweise, mit 
Übergangsfristen und mit Ausnahmerege-
lungen zum Beispiel für Handwerker einge-
führt werden. Wir werden das Urteil jetzt 
eingehend prüfen. Dann wissen wir genau, 
welche Handlungsoptionen wir haben. Das 
bedeutet auch, dass der Luftreinhalteplan 
für Stuttgart überarbeitet werden muss. 
Wir wollen Fahrverbote weiterhin vermei-
den. Wir stehen für eine Innovations- und 
keine Verbotskultur, um die Luftqualität 
deutlich zu verbessern.
Bevor Fahrverbote überhaupt wirksam 
werden, brauchen die Autofahrer auch 
umfassende Nachrüstprogramme für ihre 
Fahrzeuge. Die zögerliche Haltung der 
Automobilindustrie dazu teile ich nicht. Ge-
rade von unseren Automobilkonzernen er-
warten wir, dass sie die technischen Lösun-
gen im Hardwarebereich genauso intensiv 
vorantreiben wie die Software-Updates. 
Und wir sollten auch darüber nachdenken, 
wie von politischer Seite finanzielle Anreize 
geschaffen werden können, die eine techni-
sche Nachrüstung forcieren.
Es war ein Nachteil, dass wir vor dem Bundes-
verwaltungsgericht nur Revision und nicht 
Berufung eingelegt haben. So konnte das 
Gericht nicht berücksichtigen, dass in den 
vergangenen Monaten die Luft in Stuttgart 
deutlich besser geworden ist – und das ohne 
Fahrverbote. Sollte sich die Luftqualität noch 
weiter verbessern, wovon auszugehen ist, 
dann stellt sich die Frage nach Fahrverboten 
überhaupt nicht. Die Diskussion über harte 
Konsequenzen hat dafür gesorgt, dass die 
Autoflotte viel schneller modernisiert wird 
als angenommen. Die Elektromobilität hat 
einen deutlichen Schub bekommen. Das ist 
Innovation, wie wir sie uns vorstellen.

Mit dem Landesfonds Luftreinhaltung ha-
ben wir darüber hinaus für dieses und das 
kommende Jahr insgesamt 20 Millionen 
Euro bereitgestellt, um in den betroffenen 
Kommunen die Nachrüstung und Neu-
anschaffung von Bussen im Nahverkehr 
und die Elektrifizierung von Taxi-, Pflege-
dienst- und Paketdienstflotten zu fördern. 
Zusätzlich soll es Taktverdichtungen und 
zusätzliche Fahrzeuge geben, um die Kapa-
zitäten im Schienenpersonennahverkehr 
zu erhöhen. Den öffentlichen Personen-
nahverkehr insgesamt zu stärken ist auch 
ein zentraler Bestandteil unsere Strategie.
Im Bund gibt es derzeit keine Mehrheiten 
für die Einführung einer blauen Plakette. 
Sie ist auch nach unserer Auffassung ein 
probates Mittel gerade auch vor dem Hin-
tergrund, einen Flickenteppich an lokalen 
und regionalen Maßnahmen zu vermeiden. 
Baden-Württemberg hätte  die Einführung 
einer blauen Plakette begrüßt.“ 

CDU-Landtagsfraktion Baden-Württemberg, 

thomas.oeben@cdu.landtag-bw.de, 

www.fraktion.cdu-bw.de  

Landespolitik

Die  mit Haupt-
sitz in Schonach ist einer der 
führenden Systempartner im 

-
triebstechnik. 
Mit über 1000 Mitarbeitern an 
acht Standorten in Europa und 
Nordamerika  schaffen wir in-
novative Lösungen in Metall, in 
Kunststoff, im Materialverbund 
oder als komplettes mecha-
tronisches System. Mit unserer 
Erfahrung aus über 160 Jahren 

-
weisenden Fertigungstechnolo-

den passenden       

LÖSUNGEN

Schonach | Triberg | Schönwald | Deißlingen

 Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL



45Ausgabe 2-2018

Robert Kreidenweiß Mech.Bearbeitung, 

www.kreidenweiss.de

KHS-Bedachungen GmbH, www.khs-affalterbach.de

Ueberschär GmbH & Co. KG,

www.bueromoebelstuttgart.de

HSM GmbH + Co. KG, www.hsm.eu

GL GmbH Metall- und Werkstattechnik, 

www.gl-gmbh.de

Genthner System Technologie, www.genthner.com

Fischer Elektromotoren GmbH,

www.fischer-elektromotoren.de

Ankele Kunststoffmaschinenbau, www.ankele.de

Dittes Oberflächentechnik GmbH, www.dittes.net

Otto Mayer Maschinenfabrik GmbH, 

www.mayersaws.com

Herbert Kaut GmbH&Co.KG, www.kaut.info

Flaig GmbH, www.flaig-gmbh.de

Fischer Edelstahlrohre GmbH, 

www.fischer-group.com

Lothar Bix GmbH, www.bix-lackierungen.de

Lehmann Präzisionstechnik und Handels GmbH,

www.lehmann-gutach.de

Haas GmbH & Co. KG Werkzeug- und Formenbau, 

www.haas-werkzeugbau.de

Strasser GmbH, www.strasser-cnc-drehteile.de

Geltz Umwelttechnologie GmbH, www.geltz.de

Kächele Wilhelm GmbH, www.w-kaechele.de

Walter Zepf Schmierungstechnik, www.walter-zepf.de

Brüggemann Chemical L. Brüggemann KG, 

www.brueggemann.com

Karawane Reisen GmbH & Co. KG, www.karawane.de

Brenners Park Hotel GmbH, www.brenners.com

Production in Time – Zerspantechnik und Handels 

GmbH, www.productionsintime.com

Kanzlei Ritter, www.franz-ritter.de

Containerland GmbH, www.containerland.de

BERATEX-LINER KG, 

www.bernauer-group.com/de/beratex

Hermann Hauff GmbH & Co. KG, www.hauff.de

Nanz medico GmbH&Co. KG, www.zar.de

Fichtner GmbH & Co. KG, www.fichtner.de

GUK-Falzmaschinen, Griesser & Kunzmann GmbH & 

Co. KG, www.guk-falzmaschinen.com

E. Esslinger GmbH&Co. KG, 

www.esslinger-entsorgung.de

Fritz Wahr Energie GmH & Co.KG, www.wahr-mtb.de

vapic GmbH, www.vapic.de

Eugen Wied Industriebedarf

Staatsbad Wildbad Bäder- und Kurbetriebs GmbH, 

www.staatsbad-wildbad.de

S. Gruber GmbH & Co. Ges für Transport und Lagerei 

KG, www.gruber-marbach.de

Wilhelm Blessing GmbH & Co. KG, www.wblessing.de

Gebr. Zimmermann GmbH, www.felswerk.de

Grafmüller GmbH, www.grafmueller-gmbh.de

AMKA-Eloxal GmbH, www.amka-eloxal.de

Martin Fink KG, www.fink-plexiglas.de

Rathberger GmbH, www.rathberger-blech.de

Heinzmann GmbH & Co. KG, www.heinzmann.de

SBS-Feintechnik Burger Group, 

www.burger-gruppe.com

GMT Gummi-Metall-Technik gmbH, 

www.gmt-gmbh.de

Bedrunka + Hirth Gerätebau GmbH, 

www.bedrunka-hirth.de

Martin Weitbrecht Rohrleitungsbau GmbH, 

www.weitbrecht-rohrleitungsbau.de

Völkle Bürostühl GmbH, www.rovo.de

Straberger Werkzeugbau GmbH, www.straberger.de

Industrie-Technik Kienzler GmbH & Co. KG, 

www.itk-kienzler.de

Rettich Stahlbau GmbH, www.rettich-stahlbau.de

Inserentenverzeichnis
Unternehmen in alphabetischer Reihenfolge

Inserentenverzeichnis / Marktplatz

www.strasser-cnc-drehteile.de
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Termine der MIT

MIT Baden-Württemberg

Dienstag, 20. März 2018, 18.30 Uhr 
(Einlass ab 18.00 Uhr)
Allianz Lebensversicherungs-AG, Reins-
burgstraße 19, 70178 Stuttgart 
Vortragsabend mit Podiumsdiskussion 
„Perspektiven der Alterssicherung in 
Deutschland“

MIT Baden-Baden/Rastatt:

Donnerstag, 12.04.2018, Uhrzeit steht 
noch nicht endgültig fest, 
bitte der Homepage entnehmen.
Fa. Schöck Bauteile GmbH, Vimbucher 
Straße 2, 76534 Baden-Baden 
Unternehmerveranstaltung zum Thema 
„Arbeiten 4.0“ mit Frank Roth, Vorstand 
der AppSphere AG, Ettlingen

MIT Hohenlohe-Kreis:

jeden 3. Donnerstag im Monat – ab 
19.00 Uhr
MIT-Unternehmer-Stammtisch, Restau-
rant „Goldene Sonne“, Neuenstein.
Änderungen bitte der Homepage 
entnehmen.

MIT Stuttgart:

Donnerstag, 29.03.2018, After Busi-
ness Talk (jeden letzten Donnerstag im 
Monat)
Restaurant Tauberquelle, Torstraße 19, 
70173 Stuttgart
Veranstaltungsort und -beginn aktuell 
bitte der Homepage entnehmen.

MIT vor OrtMIT vor Ort
MIT Alb-Donau/Ulm 

www.mit-alb-donau-ulm.de

MIT Baden-Baden/Rastatt 

www.mittelstand-bad-ra.de

MIT Biberach www.mit-bc.de

MIT Böblingen www.mit-boeblingen.de

MIT Bodenseekreis 

www.mit-bodenseekreis.de

MIT Breisgau-Hochschwarzwald 

 www.mit-breisgau-hochschwarzwald.de

MIT Calw/Freudenstadt www.mit-cw-fds.de

MIT Emmendingen www.mit-emmendingen.de

MIT Esslingen www.mit-esslingen.de

MIT Freiburg www.mit-freiburg.de

MIT Göppingen www.mit-gp.de

MIT Heidelberg www.mit-heidelberg.de

MIT Heidenheim 

MIT Heilbronn

MIT Hohenlohe www.mit-hohenlohe.de

MIT Karlsruhe www.mit-karlsruhe.de

MIT Karlsruhe Land www.mit-karlsruhe-land.de

MIT Konstanz www.mit-konstanz.de

MIT Lörrach

MIT Ludwigsburg www.mit-ludwigsburg.de

MIT Main-Tauber-Kreis 

 www.mit-main-tauber.de

MIT Mannheim www.mit-mannheim.de

MIT Neckar-Odenwald 

www.mit-neckar-odenwald.de 

MIT Ortenau www.mit-ortenau.de

MIT Ostalb www.mit-ostalb.de 

MIT Pforzheim www.mit-pforzheim.de

MIT Ravensburg www.mit-ravensburg.de

MIT Rems-Murr www.mit-remsmurr.de

MIT Reutlingen 

www.cdu-kreis-reutlingen.de/vereinigungen

MIT Rhein-Neckar www.mit-rhein-neckar.de

MIT Rottweil

MIT Schwäbisch Hall www.mit-sha-kv.de

MIT Schwarzwald-Baar 

MIT Sigmaringen 

MIT Stuttgart www.mit-stuttgart.de

MIT Tübingen

MIT Tuttlingen

MIT Waldshut

MIT Zollernalb www.mit-zollernalb.de

MIT Nordbaden www.mit-nordbaden.de

MIT Nordwürttemberg 

www.mit-nordwuerttemberg.de 

MIT Südbaden www.mit-suedbaden.de

MIT Württemberg-Hohenzollern 

www.mit-wueho.de

MIT Deutschland www.mit-deutschland.de 

MIT Baden-Württemberg www.mit-bw.de

SOS Mittelständler in Not e. V. 

www.mittelstaendler-in-not.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de



47Ausgabe 2-2018

Aufnahmeantrag

BADEN-WÜRTTEMBERG



BADEN-WÜRTTEMBERG

MIT im Dialog.

Schreiben Sie uns
Ihre Meinung!
z. B. zu unseren Forderungen an die neue
Landesregierung, zur uns belastenden
Bürokratie und zu unseren Erwartungen
an die Wirtschaftspolitik!

wifo@mit-bw.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de




